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STADTPORTRÄT

Seesen – 
Fenster 
zum Harz

Seesen, das Fenster zum Harz, ist eine 
liebens- und lebenswerte Stadt mit 
einem attraktiven und umfassenden 
Angebot in allen Lebenslagen.

Wohnen und Leben

„Kurze Wege“ sind ein zentraler Vorteil 
der städtischen Struktur. Kinderkrippen 
und Kindergärten sind schnell erreicht. 
Die zahlreichen Sportstätten und das 
Schulangebot, von der Grundschule bis 
zum Gymnasium, sind bequem von den 
attraktiven, ruhig gelegenen Wohnquar-
tieren zu erreichen.

Naherholung beginnt vor der Tür: Weite 
Wiesen, Wälder und Felder auf der 
einen und der Harz auf der anderen 
Seite prägen das Umland. Kindergar-
tenplätze gibt es übrigens bedarfsge-
recht in ausreichender Zahl. Der größte 
Arbeitgeber, die Asklepios Kliniken 
Schildautal, ist Kern einer überdurch-
schnittlich guten ärztlichen Versor-
gung. Ein funktionierender Einzelhan-
del und ein attraktives Stadtzentrum 
bieten städtisches Ambiente. Im Rah-
men der Stadtsanierung werden gerade 
hier neue wichtige Akzente gesetzt. So 
entstand in der zentralen Innenstadt ein 
Abenteuerspielplatz für die Kleinen, 
freies W-LAN für die Größeren wird in 
Kürze angeboten.

Kultur

Das Kulturangebot liegt weit über dem 
zu Erwartenden. Inspiriert von den Per-
sönlichkeiten Wilhelm Busch, Louis 
Spohr und der Familie Steinway, die 
in Seesen ihre ersten Klaviere fertigte, 
gibt es regelmäßig Konzerte, Kabarett 
und Theater auf höchstem Niveau. Ger-
hard Polt, Hagen Rether, Götz Alsmann 

und viele mehr sind Stammgäste beim 
Kulturforum in Seesen. Theatergast-
spiele und klassische Konzerte gibt 
es genauso wie die Seesener Nacht, 
die Partyveranstaltung des Stadtmar-
ketings in der Innenstadt. Herausra-
gend ist das Sehusafest, das größte 
Historienfest Norddeutschlands. Am 
ersten Wochenende im September 
lassen die Seesener ihre 1000-jährige 
Geschichte mit Musketieren und Rittern 
auferstehen.

Mit dem Steinway-Trail, einem kulturhis-
torischen Wanderpfad, wurde jetzt der 
erste Baustein für Tourismusprojekte 
mit kulturellem Schwerpunkt gesetzt. 
Welche Rolle Kultureinrichtungen für 
eine Stadt spielen können und welche 

Impulse von ihr 
ausgehen, zeigt 
aktuell auch das 
Transformations-
projekt „Jacob-
son-Haus“. 
Das Programm 
„ T R A F O  – 
Modelle für Kultur 
im Wandel“, eine Initiative der Kultur-
stiftung des Bundes, fördert sechs Pro-
jekte in deutschlandweit vier Modellre-
gionen, darunter auch drei Projekte in 
Südniedersachsen. In enger Koopera-
tion mit den Akteuren vor Ort entwi-
ckeln wir in den kommenden Jahren 
Beispiele, wie das Jacobson-Haus zu 
einem zeitgemäßen, spannenden Lern- 
und Kulturort werden kann. Ziel ist ein 
sozio-kulturelles Zentrum, mit dem neue 
Formen sozio-kultureller Zusammenar-
beit und zukunftsfähige Strukturen im 
ländlichen Raum geschaffen werden 
können. Das 1889 erbaute Jacobson-
Haus war Teil der Jacobson-Schule, 
deren Gründer Israel Jacobson als 
Begründer des Reformjudentums gilt. 
Christliche und jüdische Kinder wurden 
hier erstmalig gemeinsam unterrichtet. 
In Zukunft gibt es hier auf 3000 Qua-
dratmetern Bücherei, Jugendfreizeit-
stätte, Jugendpflege, Kulturverwaltung 
und zahlreiche Möglichkeiten für kultu-
relle Aktivitäten. Insgesamt werden in 
der Innenstadt gut 1,8 Millionen Euro in 
kulturelle Infrastruktur investiert.

Wirtschaft

Durch die Anbindung an das Bahn-
netz in der Mitte des 19. Jahrhunderts 
begann die industrielle Entwicklung 
in Seesen. Aus einem Handwerksbe-
trieb, der die ersten Konservendosen 
in Deutschland herstellte, ist der größte 
industrielle Arbeitgeber der Stadt ent-
standen. Die Dosenindustrie hat die 
Entwicklung der Stadt geprägt und ist 
heute noch bedeutsamer Motor des 
wirtschaftlichen Lebens. Die günstige 
Verkehrslage direkt an der A7 und der 
den Harz umschließenden Bundes-
straßen ist wichtiger Standortfaktor. 
Die Ausweisung neuer, zentral gele-
gener Gewerbe- und Industrieflächen 
erscheint daher kurzfristig erforderlich, 
obwohl es im Industrie- und Gewer-
begebiet Triftstraße natürlich noch Flä-
chen für innovative Ansiedlungen gibt.

Seesen ist ein idealer Wohn- und 
Arbeitsort in zentraler Lage der Metro
polregion Hannover – Braunschweig – 
Göttingen – Wolfsburg mit Lebensqua-
lität und Naherholung.Gussrahmen am Steinway-Trail

Seesener Nacht
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EDITORIAL

Meine sehr verehrten Damen, sehr geehrte Herren,

die Wählerinnen und Wähler sind am 11. Sep-
tember 2016 in den niedersächsischen Städ-
ten und Gemeinden aufgerufen, ihre Räte zu 
wählen. Sie sind aufgerufen, zu entscheiden, 
welchen Parteien und welchen Kandidaten sie 
zutrauen, eine gute und attraktive Zukunft für 
ihre Heimat zu gestalten.

Kern kommunaler Selbstverwaltung ist, dass 
von den Wählern unmittelbar gewählte Bürger 
ehrenamtlich in den Räten wichtige Entschei-
dungen für ihre Stadt oder Gemeinde treffen. 
Dies betrifft vor allem die Verabschiedung des 
Haushaltes, die Gestaltung der Ortsentwick-
lung durch Bauleitplanung, die Entscheidun-
gen über Investitionen in öffentlichen Ein-
richtungen wie Schulen, Kindertagesstätten, 
Sportanlagen oder der Feuerwehr, den wei-
teren Ausbau der gemeindlichen Infrastruk-
tur oder kulturelle Angebote. Die ehrenamt
lichen Bürgermeister repräsentieren darüber 
hinaus die Städte und Gemeinden gemeinsam 
mit dem hauptamtlichen (Ober-)Bürgermeis-
ter. Mitglieder der Ortsräte oder Ortsvorste-
her vertreten die Belange und Interessen ihrer 
Ortsteile gegenüber der Stadt oder Gemeinde.

Viele Menschen haben sich in den letzten Jahr-
zehnten auf diese Weise ehrenamtlich in ihren 
Kommunen persönlich eingebracht. Auch für 
die anstehenden Wahlen ist es wichtig, dass 
sich wieder viele Bürger bereit erklärt haben, 
in ihren Städten und Gemeinden Mitverantwor-
tung für das örtliche Gemeinwesen zu über-
nehmen und für Mandate zu kandidieren. Denn 
die Kommunen stehen vor weiteren großen 
Herausforderungen. Viele Kommunen müssen 
Flüchtlinge integrieren, den demografischen 
Wandel weiter aktiv gestalten und die öffent-
lichen Haushalte bei wachsenden Aufgaben 
konsolidieren.

Wie bei keiner anderen Wahl ist es den Bür-
gern gerade bei den Kommunalwahlen mög-
lich, die örtlichen Kandidaten, ihre Ziele und 
Vorstellungen persönlich zu kennen oder ken-
nen zu lernen.

Wähler können sich aus eigener Anschau-
ung unmittelbar ein Urteil bilden, wem sie es 
zutrauen, in den kommenden Jahren stellver-
tretend für die Bevölkerung Entscheidungen 
für ihre Städte und Gemeinden zu treffen.

Trotz alledem ist die Wahl-
beteiligung bei Kommunal-
wahlen deutlich niedriger 
als bei Landtags-oder gar 
Bundestagswahlen. Man-
cherorts öffnet dies Tore 
für zufällige Mehrheiten, 
an vielen Orten erleben 
wir eine Zersplitterung der 
Räte mit zehn oder noch 
mehr Fraktionen. Viel-
fach höre ich daher den 
Wunsch, auch für die Räte 
eine Fünf-Prozent-Hürde 
einzuführen. Nachdem das 
Bundesverfassungsgericht 
aber mehrfach entschieden hat, dass eine sol-
che Hürde nur dort gerechtfertigt sei, wo es auf 
parlamentarische Mehrheiten zur Regierungs-
bildung ankomme, ist eine solche Lösung 
jedenfalls kurzfristig nicht möglich. Es bleibt 
daher nur eine politische Auseinandersetzung: 
Auch wenn es in Kommunalvertretungen nicht 
darum geht, der „Stadtregierung“ eine Mehr-
heit zu sichern, muss es doch möglich sein, 
den Haushaltsplan und wichtige Satzungen, 
etwa in der Bauleitplanung, zu beschließen, 
ohne dass die Steuerungsfähigkeit der Städte 
und Gemeinden in einem Kompromiss aus 
addierten Sonderinteressen untergeht.

Wie immer werden mit den Kommunalwahlen 
vertraute Gesichter aus den Räten ausschei-
den – freiwillig oder aufgrund des Wahlergeb-
nisses –, neue Aktive kommen dazu. In den 
nächsten Wochen werden die Kollegen der 
Geschäftsstelle und ich viele Gelegenheiten 
haben, langgedienten Ratsmitgliedern für ihr 
Engagement für ihre Städte und Gemeinden, 
damit aber auch für unser Land und die Idee 
der kommunalen Selbstverwaltung zu danken. 
Darauf freue ich mich.

Ihnen allen wünsche ich noch einen sach
lichen Wahlkampf und unseren Städten und 
Gemeinden gute, entscheidungsfreudige 
und entscheidungsfähige Räte in der neuen 
Wahlperiode.

Heiger Scholz
(Hauptgeschäftsführer)
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n 05.09.2016 Akademie des Sports im LandesSportBund Nds. e.V., Hannover 
Rhetorik und Arbeitsrecht für Führungskräfte: Rechtssicher Personalgespräche führen

Referenten: Dr. Arnd Stiel, Rechtsanwalt, Dr. Uwe Simon, Rechtsanwalt bei bbt-Rechtsanwälte

n 12.09.2016 Akademie des Sports im LandesSportBund Nds. e.V., Hannover 
Vergaberecht 2016: Auftragsänderungen und Nachtragsmanagement unter der Kontrolle 
der Nachprüfungsbehörden und Gerichte

Referent: Dr. Michael Wolters

n 20.09.2016 Akademie des Sports im LandesSportBund Nds. e.V., Hannover 
Kalkulation von Kanalanschlussbeiträgen und Baukostenzuschüssen für die 
Abwasserbeseitigung

Referenten: Matthias Kossyk, Dipl. Kaufmann bei K + W Wirtschaftsberatung, Dipl.-Kfm. Bernd 
Wolff

n 29.09.2016 Akademie des Sports im LandesSportBund Nds. e.V., Hannover 
Neue gesetzliche Vorgaben zum Bau- und Architektenrecht unter Einbeziehung der 
VOB/B

Referent: Dr. Michael Bosse

n 22.11.2016 Akademie des Sports im LandesSportBund Nds. e.V., Hannover 
Zeit- und Aufgaben-Management mit der Getting-Things-Done-Methode

Referent: Hardy Hessenius, Administrator und Berater

n 30.11.2016 Akademie des Sports im LandesSportBund Nds. e.V., Hannover 
Der „richtige“ Umgang mit kranken Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern

Referentin: Rechtsanwältin Anja Möhring

Freie Plätze bei den Seminaren der ISG
Die Innovative Stadt GmbH des Niedersächsischen Städtetages bietet laufend Seminare für Mandatsträgerinnen und 
Mandatsträger sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von Kommunen an. Das Seminarangebot wird dabei ständig 
aktualisiert und ist immer aktuell unter www.innovative-stadt.de abrufbar.

Alle Informationen zu den Inhalten, Terminen, Orten und Preisen der hier kurz vorgestellten Seminare finden sich im 
Internet unter www.innovative-stadt.de. Hier ist auch eine Online-Anmeldung mit Platzgarantie möglich.

Niedersächsischer Städtetag – 
gefällt mir!
Erhalten Sie Informationen, Hinweise, Positi-
onen, Beschlüsse aktuell auch über facebook. 
Mit einem „Gefällt mir“-Klick auf unserer neuen 
Seite ist dies möglich.

Gern können Sie diese Seite auch teilen oder Ihre 
„Freunde“ einladen, die Seite ebenfalls zu liken.

http://www.facebook.com/
niedersaechsischerstaedtetag
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Der Bürgermeister im Wahlkampf
Von Robert Thiele, Ministerialdirigent a.D.

Die Landesregierung hat als Tag für die allgemeinen Kommunalwahlen 2016 
den 11. September 2016 bestimmt (VO vom 11. Mai 2015, GVBl. S. 52) und 
damit den Startschuss für deren Vorbereitung gegeben. Wie jedes Mal seit 
Einführung der Direktwahl der Bürgermeister, bei denen das in Niedersach-
sen erstmalig Gegenstand einer gerichtlichen Überprüfung gewesen ist, 
rückt damit wieder die Frage in den Vordergrund, ob und in welcher Weise 
sich Bürgermeister, aber auch andere Amtsträger der Gemeinde am Wahl-
kampf beteiligen dürfen; für Landräte und Amtsträger der Landkreise gilt 
das zu den Bürgermeistern Gesagte ebenso.

Rechtliche Ausgangslage

Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG und Art. 57 
Abs. 2 Satz 1 NV bestimmen, dass in 
den Gemeinden und Landkreisen das 
Volk eine Vertretung haben muss, die 
aus allgemeinen, unmittelbaren, freien, 
gleichen und geheimen Wahlen her-
vorgegangen ist. § 4 Abs. 1 NKWG 
wiederholt deklaratorisch diese Wahl-
grundsätze und § 45a NKWG erstreckt 
sie auf die Direktwahlen. Danach muss 
der Wähler in einem freien und offenen 
Prozess der Meinungsbildung ohne 
jede unzulässige Beeinflussung von 
staatlicher oder nichtstaatlicher Seite 
zu seiner Wahlentscheidung gelangen 
können (so zuletzt Nds. OVG, Urteil 
vom 26.3.2008, R&R 2/2008 S.  1 = 
Nds. VBl. 2008 S. 207 unter Berufung 
auf Rechtsprechung des BVerfG und 
BVerwG). Die Rechtsprechung leitet 
aus dem Gebot der freien Wahl ab, 
dass es staatlichen und gemeind-
lichen Organen untersagt ist, sich in 
amtlicher Funktion vor Wahlen mit poli-
tischen Parteien oder Wahlbewerbern 
zu identifizieren und sie als Amtsträ-
ger zu unterstützen oder zu bekämp-
fen und begrenzt eine an sich zuläs-
sige Öffentlichkeitsarbeit dort, wo sie 
in offene oder verdeckte Wahlwer-
bung umschlägt. Dabei macht es kei-
nen Unterschied, ob der Bürgermei-
ster für die Wahl anderer Personen 
wirbt oder für die eigene Wiederwahl 
(VG Osnabrück, Urteil vom 23.4.2002, 
R&R 2/2003 S. 5).

Dem Bürgermeister obliegt danach 
also nicht nur die alle Beamten tref-
fende Pflicht zur Zurückhaltung und 
Mäßigung bei politischer Betätigung 
(§ 33 Abs. 2 BeamtStG) und als Wahllei-
tung das für diese geltende besondere 
Gebot der Neutralität und Objektivität 
(§ 9 Abs. 5 NKWG), sondern er unter-
liegt darüber hinaus dem Verbot, mit 
seinem Amt die Wahl zu beeinflussen. 

Die Rechtsprechung (Nds. OVG, Urteil 
vom 26.3.2008 a.a.O. m.w.N.) nimmt 
an, dass der Verstoß gegen das Ver-
bot Auswirkungen auf die Wahl insbe-
sondere dann hat, wenn er nicht nur in 
sachlichem und räumlichem, sondern 
auch in zeitlichem Zusammenhang mit 
der Wahl steht. Dieser Zusammenhang 
besteht in der heißen Phase des Wahl-
kampfs, deren Beginn unterschiedlich 
sein kann, aber auf jeden Fall den Zeit-
raum von vier bis sechs Wochen vor 
der Wahl umfassen dürfte (OVG NW, 
Urteil vom 19.8.1988, NVwZ-RR 1989 
S. 149).

Auf der anderen Seite anerkennt die 
Rechtsprechung (Nds. OVG, Urteil vom 
26.3.2008 a.a.O. m.w.N.), dass auch 
staatliche und kommunale Amtsträ-
ger das Grundrecht der freien Mei-
nungsäußerung nach Art. 5 Abs. 1 GG 
haben, sich also als Bürger am Wahl-
kampf für sich und andere mit Auftrit-
ten, Anzeigen oder Wahlaufrufen betei-
ligen und dadurch von dem Recht auf 
freie Meinungsäußerung Gebrauch 
machen können. Sie begrenzt dieses 
Recht durch die den staatlichen und 
kommunalen Organen und Amtsträ-
gern obliegende Neutralitätspflicht, 
im Wahlkampf in amtlicher Eigenschaft 
keine Wahlempfehlungen zugunsten 
einer Partei oder eines Wahlbewerbers 
abzugeben.

Abgrenzung zwischen freier 
Meinungsäußerung und 
unzulässiger Wahlwerbung

Umstritten und deshalb Gegenstand 
zahlreicher Gerichtsentscheidungen 
ist, wann ein Amtsträger wie der Bür-
germeister als solcher unzulässiger-
weise in den Wahlkampf eingreift und 
wann er zulässigerweise als Bürger von 
seinem Recht auf freie Meinungsäuße-
rung Gebrauch macht. Zunächst hatte 
sich das BVerwG in dem sogenannten 

Hirtenbriefurteil (vom 17.1.1964, BVer-
wGE 18 S. 129) auf den Standpunkt 
gestellt, dass im Schrifttum zwar gele-
gentlich noch die Auffassung vertre-
ten werde, dass der Staat durch seine 
Organe nicht in den Wahlkampf ein-
greifen dürfe und dass dieser Grund-
satz in der Zeit der konstitutionellen 
Monarchie bedeutsam gewesen sei, 
aber für Bund, Länder und Gemein-
den in der Prägung des Grundgesetzes 
an Bedeutung verloren habe und an 
der Spitze der Exekutive in Bund, 
Ländern, Gemeinden und Gemein-
deverbänden in der Regel politische 
Persönlichkeiten, nämlich Minister, 
Landräte und Bürgermeister ständen, 
die unangefochten den Wahlkampf 
führten und dazu nach Art. 5 und 21 
GG auch befugt seien. Folgerichtig hat 
es wenig später (Urteil vom 8.7.1966, 
BVerwGE 24 S. 315) in einem Fall, in 
dem ein Bürgermeister in einer Bür-
gerversammlung nach der mündlichen 
Abgabe eines Tätigkeitsberichts über 
die ablaufende Wahlperiode verbunden 
mit dem Dank an die für die Erfolge ver-
antwortlichen Gemeinderäte für deren 
Wiederwahl geworben hatte, darin im 
Gegensatz zur Vorinstanz eine zuläs-
sige Meinungsäußerung im Rahmen 
des Art. 5 GG gesehen.

Der Wendepunkt ergab sich aus der 
Rechtsprechung des BVerfG (Urteil vom 
2.3.1977, BVerfGE 44 S. 125), mit der 
im Zusammenhang mit einer verstärk
ten Öffentlichkeitsarbeit der Bundes-
regierung durch Hochglanzbroschü-
ren vor der Wahl das parteiergreifende 
Einwirken von Staatsorganen und von 
Organen der Kommunen in den Wahl-
kampf für unzulässig erklärt worden 
ist. Daraufhin hat das BVerwG (Urteil 
vom 18.4.1997, NVwZ 1997 S. 1220) 
die Wahlwerbung mehrerer Bürgermei-
ster für „ihren“ Landrat in Form einer 
Zeitungsanzeige für unzulässig erklärt 
und die Frage, ob die Wahlempfehlung 
in öffentlicher Versammlung zulässiger-
weise mündlich hätte abgegeben wer-
den dürfen, auf sich beruhen lassen, 
weil die – unterstellte – Zulässigkeit der 
mündlichen Äußerung eines einzelnen 
Bürgermeisters es nicht rechtfertigte, 
die gemeinsame Anzeige von mehre-
ren Bürgermeistern rechtlich ebenso zu 
beurteilen. Eine überzeugende Begrün-
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dung ist das nicht, weil es nicht darauf 
ankommen kann, welches Medium für 
die Wahlwerbung verwendet wird. Des-
halb kann nur geraten werden, sich 
darauf einzustellen, dass die Gerichte 
mündliche und schriftliche Äußerungen 
in gleicher Weise behandeln.

Fälle aus Praxis und 
Rechtsprechung

Eindeutig und unproblematisch sind 
die Fälle, in denen der Bürgermei-
ster in Wahrnehmung seiner Dienst-
geschäfte einschließlich der Reprä-
sentation, sozusagen mit Amtskette 
oder anderen Insignien seines Amtes, 
bei schriftlichen Äußerungen auf dem 
Kopfbogen der Gemeinde mit deren 
Wappen auftritt und handelt. In diesen 
Fällen ist ihm Wahlwerbung untersagt, 
weil er eindeutig nicht als Wahlbür-
ger, sondern als Repräsentant seiner 
Gemeinde in Erscheinung tritt. Fraglich 
ist in solchen Fällen allerdings, was als 
Wahlwerbung zu gelten hat. Die Wahr-
nehmung seiner ihm obliegenden Auf-
gaben ist dem Bürgermeister auch 
im Wahlkampf nicht untersagt, auch 
wenn im Fall der eigenen Kandidatur 
allein sein Auftritt werbenden Charak-
ter haben kann. Diese Wirkung seines 
Auftritts ist dem Amtsbonus geschul-
det und keine unzulässige Wahlbeein-
flussung, sondern ein gewisser Aus-
gleich für die Einschränkungen, denen 
Amtsträger im Wahlkampf unterliegen.

Wahrnehmung der Repräsentation

Der Bürgermeister darf also wie 
gewohnt und üblich seinen Reprä-
sentationspflichten im Sinne des § 86 
Abs.  1 NKomVG nachkommen und 
in diesem Rahmen an öffentlichen 
Veranstaltungen, zum Beispiel Bür-
gerversammlungen, Tagungen und 
Kongressen, auch von Parteien, Ein-
weihungen von öffentlichen oder pri-
vaten Einrichtungen, die nicht dem 
Wahlkampf dienen, teilnehmen und 
auf ihnen ein Grußwort sprechen oder 
auch an einer Podiumsdiskussion 
über ein Sachthema mitwirken. Auch 
Besuche in Wahllokalen, um den dort 
ehrenamtlich tätigen Mitgliedern der 
Wahlvorstände Dank und Anerken-
nung auszusprechen, sind in diesem 
Rahmen zulässig. Dasselbe gilt für die 
Repräsentation in schriftlicher Form, 
wie zum Beispiel Gratulationen. Bei 
allen diesen dienstlichen Aktivitäten 
muss er aber Äußerungen vermei-
den, die als Wahlwerbung verstanden 

werden müssen oder können, wie die 
Hervorhebung oder Herabsetzung von 
Kandidaten oder Parteien, zum Bei-
spiel in einer öffentlichen Veranstal-
tung die Begrüßung eines Bewerbers 
um seine Nachfolge im Amt als „unser 
neuer Bürgermeister“.

An einer Wahlkampfveranstaltung kann 
er dagegen nur als Bürger, nicht als 
Amtsträger auftreten und es empfiehlt 
sich, das auch deutlich zu machen, 
indem zum Beispiel in der Begrüßung 
des Veranstaltungsleiters oder in den 
Worten des Bürgermeisters zum Aus-
druck gebracht wird, dass der Bür-
germeister nicht als Repräsentant der 
Gemeinde, sondern als Wahlkandi-
dat, Parteimitglied oder -sympathi-
sant anwesend ist. Als Wahlkampfver-
anstaltung ist auch die zum Beispiel 
von der Presse oder einem anderen 
Dritten organisierte Podiumsdiskus-
sion mit Wahlbewerbern anzusehen, 
denen Gelegenheit gegeben wird, ihre 
politischen Überzeugungen und Sicht-
weisen darzustellen; an ihr kann der 
Bürgermeister wie jeder andere Wahl-
bewerber teilnehmen, muss dabei aber 
Erklärungen vermeiden, die, wie unten 
näher dargestellt, als die des Amtsträ-
gers und deshalb als „amtlich“ ange-
sehen werden.

Öffentlichkeitsarbeit

Aufgabe der Gemeinde und des Bür-
germeisters als deren Organ ist die 
Öffentlichkeitsarbeit (§ 85 Abs. 5 
NKomVG), die auch in Wahlkampf-
zeiten in gewohnter Weise wahrge-
nommen werden darf. Zulässig sind 
danach Presseerklärungen mit sach-
licher Information (VGH Kassel, Urteil 
vom 22.9.2005, NVwZ 2006 S. 610), 
die Wirkung auf die Meinungsbildung 
im Übrigen auch nicht unmittelbar ent-
falten, sondern erst in der Gestalt, die 
sie nach der Umsetzung durch die 
Presse erfahren (OVG NW, Urteil vom 
19.8.1988 a.a.O.). Wenn allerdings Ver-
öffentlichungen, die nach Inhalt und 
Aufmachung an sich nicht zu bean-
standen sind, insbesondere Leis-
tungs-, Arbeits- und Erfolgsbilanzen, in 
der heißen Phase ohne sachbezogenen 
Anlass mit beträchtlichem Aufwand 
und in erheblicher Menge verbreitet 
werden, kann das in eine unzulässige 
Wahlbeeinflussung umschlagen (OVG 
NW, Urteil vom 19.8.1988 a.a.O.). Je 
ausgeprägter der Inhalt einer solchen 
Veröffentlichung sich dem Charakter 
von Wahlwerbung nähert, desto gerin-

ger sind die Anforderungen an Auf-
wand und Menge der Verbreitung, um 
sie als unzulässig erscheinen zu lassen 
(VGH Kassel, Urteil vom 10.10.1991, 
NVwZ 1992 S. 284, durch das die mit 
einer wirtschaftlichen Leistungs- und 
Erfolgsbilanz versehene, ohne akuten 
Anlass vor der Wahl für einen Termin 
danach ausgesprochene Einladung an 
die Gewerbetreibenden zu einem Mei-
nungsaustausch für unzulässig erklärt 
worden ist). Wenn eine solche Publi-
kation Themen des Wahlkampfes zum 
Gegenstand hat, kann in der heißen 
Phase schon eine einmalige Heraus-
gabe unzulässig sein, und zwar auch 
an die Fraktionen, wenn nicht gleichzei-
tig Vorsorge getroffen wird, dass diese 
sie vor der Wahl nicht veröffentlichen 
(OVG NW, Urteil vom 19.8.1988 a.a.O., 
betreffend einen nicht aus dem Rah-
men des Üblichen fallenden Bericht zu 
Umweltfragen, die im Wahlkampf eine 
besondere Rolle gespielt haben).

Die Zulässigkeit anderer Maßnahmen 
der Öffentlichkeitsarbeit, wie Informati-
onstage und Tage der offenen Tür, wird 
nach denselben Grundsätzen beurteilt. 
Sie werden als unzulässig angesehen, 
wenn ihr Inhalt wahlkampfrelevant ist 
oder sein kann und für ihre Durchfüh-
rung in der heißen Phase kein akuter 
Anlass oder keine zeitlichen Vorga-
ben, wie zum Beispiel ein traditioneller 
Termin für den Tag des offenen Rat-
hauses, bestehen (OVG NW, Urteil 
vom 19.8.1988 a.a.O. für einen Infor-
mationstag zur Verkehrssicherheit fünf 
Wochen vor der Wahl).

Ruft der Bürgermeister im Rahmen 
der Öffentlichkeitsarbeit zur Teilnahme 
an der Wahl auf, dann muss das so 
geschehen, dass der Aufruf nicht zur 
Wahl einer bestimmten Person oder 
Partei missverstanden werden kann 
(VGH BW, Urteil vom 17.2.1992, NVwZ 
1992 S. 504, durch das der Aufruf, es 
sei wegen der großen und schwierigen 
Zukunftsaufgaben dringend geboten, 
dass die Bürger dem Bürgermeister 
durch ihr Votum das Vertrauen aus-
sprechen, zwar als mehrdeutig, aber 
als Empfehlung zur Wiederwahl des 
Amtsinhabers angesehen worden ist). 
Das sachlich gehaltene, nur mit sei-
nem Namen und seiner Funktion verse-
hene Schreiben eines Bürgermeisters 
mit der Aufforderung an die Jung-
wähler, ihr Wahlrecht auszuüben, und 
dem Versprechen, im Falle seiner Wahl 
ein Jugendparlament einzuberufen, 
rechtfertigt nicht die Annahme, dass 
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es amtlich und nicht privat sei; allein 
die nach § 57 Abs. 2 NBG zulässige 
Verwendung der Amtsbezeichnung 
gibt dem Schreiben keinen amtlichen 
Charakter (NdsOVG, Beschluss vom 
29.1.2009, R&R 2/2009 S. 1). Das VG 
Hannover (Urteil vom 9.2.2016, R&R 
2/2016 S. 1) hält bei einer Direktwahl 
nach der ersten Wahl Maßnahmen des 
Wahlleiters – und sinngemäß müsste 
das auch für alle anderen Amtsträger 
gelten – zur Steigerung der Wahlbe-
teiligung für einen Verstoß gegen das 
Gebot der Chancengleichheit, weil die 
ausgeschiedenen Kandidaten davon 
nicht mehr profitieren könnten und die 
Wahlbeteiligung zwischen den beiden 
Wahlgängen für den Ausgang der Wahl 
generell von entscheidender Bedeu-
tung sein könne.

Wahlplakate, Zeitungsanzeigen, 
Faltblätter, Homepage, „Wahl
geschenke“

Wie jeder Bürger kann auch der Bürger-
meister in Wahrnehmung seines Rechts 
auf freie Meinungsäußerung in jeder 
ihm geeignet erscheinenden Weise 
Wahlwerbung betreiben. Er muss dabei 
jedoch darauf Bedacht nehmen, dass 
nicht das äußere Erscheinungsbild der 
Werbung und ihr Inhalt das Missver-
ständnis entstehen lassen, ihr Urheber 
sei der Bürgermeister als Amtsinhaber. 
In der Rechtsprechung sind dazu fol-
gende Fälle behandelt worden:

Die Abbildung des Bürgermeisters 
ohne schriftlichen oder bildlichen Hin-
weis auf seine Funktion auf einem 
Wahlplakat einer Partei zusammen mit 
deren Spitzenkandidat stellt keine amt-
liche Wahlempfehlung dar (VG Kassel, 
Urteil vom 19.6.2002, R&R 2/2003 S. 8); 
allerdings dürfte das auch dann noch 
nicht der Fall sein, wenn das Wahlpla-
kat seine Funktion bezeichnete. Denn 
die bloße Verwendung seiner Amts-
bezeichnung, die der Bürgermeister 
nach § 57 Abs. 2 NBG auch außer-
halb des Dienstes führen darf, ist ihm 
bei einer Meinungsäußerung im Wahl-
kampf nicht verwehrt und macht diese 
nicht zu einer amtlichen (Nds. OVG, 
Beschluss vom 29.1.2009, Nds. VBl. 
2009 S. 137 = R&R 2/2009 S. 1 m.w.N.; 
s. auch VG Braunschweig, Urteil vom 
23.6.2015, R&R 4/2015 S. 7: Die Ver-
wendung der Amtsbezeichnung unter 
Angabe der Kommune deutet allein 
noch nicht zwingend auf eine amt
liche Äußerung hin). Erst die augenfäl-
lige Voranstellung der Amtsbezeich-

nung und Hervorhebung der Stellung 
als „Amtsperson“ bei Erklärungen mit 
dienstlichem Bezug in einem Wahl-
aufruf sieht die Rechtsprechung als 
amtliche Wahlwerbung an (BVerwG, 
Urteil vom 18.4.1997 a.a.O., zu einer 
Wahlanzeige, in der Bürgermeister mit 
der Einleitung „Wir Bürgermeister des 
Landkreises“ ihre Bevölkerung bei der 
Wahl des Landrates um Bestätigung 
von dessen erfolgreicher und sach-
bezogener Politik aufgerufen hatten); 
diese Betonung der Amtsstellung ver-
neint das VG Braunschweig (Urteil vom 
23.6.2015, R&R 4/2015 S. 7), wenn in 
einer gemeinsamen Anzeige mehrerer 
Bürgermeister die Amtsbezeichnungen 
unter den Namen infolge kleineren und 
dünneren Drucks optisch in den Hinter-
grund treten. Dasselbe gilt für Wahlwer-
bung, in der die Verwendung der Amts-
bezeichnung mit Hinweisen auf eine 
sich aus dem Amt ergebende Beurtei-
lungskompetenz hinsichtlich der Eig-
nung des unterstützten Kandidaten 
verknüpft wird (Nds. OVG, Urteil vom 
26.3.2008 a.a.O. zu einem Zeitungs-
interview mit der einen Bürgermeister 
betreffenden Wahlempfehlung eines 
Landrats, dessen beruflicher Werde-
gang, Ämter und Funktionen sowie 
seine dadurch gesammelten Erfah-
rungen zunächst dargestellt werden; 
VG Osnabrück, Urteil vom 4.5.1999, 
Nds. VBl. 1999 S. 270 = KommP/
VwRR N 1999 S. 82, bestätigt vom 
Nds. OVG, Beschluss vom 22.7.1999 
– 10 L 2570 –, zu der privaten Anzeige 
eines Stadtdirektors, sogar ohne 
Angabe der Amtsbezeichnung und nur 
mit seinem Konterfei, mit der Erklärung, 
Verwaltung brauche klare Führung und 
er wisse, worauf es ankomme, weshalb 
er den X wähle). Gibt der Bürgermei-
ster schriftliche Rechenschaftsberichte 
sowie Leistungs- und Erfolgsbilanzen 
über das von der Gemeinde mit allen 
ihren Organen in bestimmten Politikbe-
reichen Geleistete ab, geht die Recht-
sprechung davon aus, dass er das 
als Gemeindeorgan im Rahmen der 
Öffentlichkeitsarbeit tut, auch wenn 
er dafür nicht den amtlichen Brief-
kopf der Gemeinde verwendet (VGH 
Kassel, Urteil vom 25.2.1999, NVwZ 
1999 S. 1365 zu einem Wahlbrief an 
die älteren Mitbürger mit einer Darstel-
lung der Leistungen der Gemeinde im 
Bereich der Seniorenarbeit; VG Chem-
nitz, Beschluss vom 10.6.1999 – 3 K 
1076/99 – zu dem Wahlrundschreiben 
eines Landrats mit einem Leistungs- 
und Erfolgsbericht des Landkreises). 

Der Hinweis auf seine eigene Tüchtig-
keit und Qualifikation und das bisher 
von ihm Geleistete macht dagegen die 
private Wahlwerbung des Bürgermei-
sters nicht zur amtlichen (VG Osna-
brück, Urteil vom 23.4.2002 a.a.O.), 
und zwar auch dann nicht, wenn sie, 
insbesondere bei angestrebter Wieder-
wahl, mit Fakten der bisherigen Amts-
inhaberschaft belegt wird. Eine unter 
Verwendung der Amtsbezeichnung 
sachlich gehaltene Wahlwerbung mit 
der Aufforderung an die Erstwähler, ihr 
Wahlrecht auszuüben, ist nicht deshalb 
eine amtliche Verlautbarung, weil sol-
che Hinweise auf das Wahlrecht auch 
von Amts wegen ergehen (Nds. OVG, 
Urteil vom 29.1.2009 a.a.O.). Hinzuwei-
sen ist darauf, dass es als eine unzu-
lässige Wahlbeeinflussung angesehen 
wird, wenn die Anschriften für Wahl-
briefe unter Verstoß gegen melderecht-
liche Vorschriften (§ 50 BMG) genutzt 
werden (VG Frankfurt a. M., Urteil vom 
20.6.1997, NVwZ 1997 S.  1240, zu 
Wahlbriefen des Bürgermeisters und 
eines Stadtrats an Jungwähler und 
Senioren, da ihnen die für die Adres-
sen erforderlichen Auskünfte aus dem 
Melderegister nicht hätten erteilt wer-
den dürfen).

Nicht nur aus dem Inhalt von Äuße-
rungen und Erklärungen, sondern 
auch aus bildlichen Darstellungen und 
Umständen der Wahlwerbung können 
Rückschlüsse darauf gezogen werden, 
ob sie als amtlich oder privat anzu-
sehen ist. In dem oben erwähnten 
Fall des Wahlplakats hat das Gericht 
geprüft, ob etwa die Bekleidung des 
Bürgermeisters oder die Abbildung 
einer Akte, die die neben ihm stehende 
Person in Händen hält, Rückschlüsse 
darauf erlaubt, dass er gerade in sei-
ner amtlichen Funktion handelt; im ent-
schiedenen Fall hat es das verneint. 
Anders wird das beurteilt werden, 
wenn die Wahlwerbung des Bürger-
meisters ihn mit angelegter Amtskette, 
hinter seinem Schreibtisch sitzend 
oder vor dem Rathaus abbildete, weil 
das recht deutliche Attribute der Amts-
trägerschaft sind. Jedoch soll die Ver-
wendung des verfremdeten Gemeinde-
wappens auf der privaten Homepage 
des Bürgermeisters dort enthaltenen 
Erklärungen und Aussagen keinen 
amtlichen Charakter verleihen, ebenso 
wenig die Möglichkeit eines Links zur 
Homepage der Gemeinde, durch den 
gerade deutlich wird, dass es sich 
um eine private Homepage handelt 
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(VG Wiesbaden, Urteil vom 2.3.2005, 
HSGZ 2005 S. 173); auch die Verwen-
dung des Wappens der Gemeinde auf 
der Homepage des Amtsträgers ist 
unproblematisch, wenn damit nicht der 
Anschein einer amtlichen Verwendung 
entsteht (OVG Bautzen, Beschluss vom 
19.4.2010, NVwZ-RR 2010 S.  779). 
Keinen amtlichen Charakter hat Wahl-
werbung auf der privaten Facebook-
Seite des Bürgermeisters, die nur von 
registrierten Facebook-Mitgliedern ein-
gesehen werden kann und nicht über 
eine gewöhnliche Internet-Suche zu 
finden ist (VG Braunschweig, Urteil 
vom 23.6.2015 a.a.O.),

Für die Entscheidung, ob Wahlwer-
bung des Bürgermeisters als private 
oder amtliche anzusehen ist, kommt es 
nicht darauf an, ob er sie selbst finan-
ziert hat (VG Osnabrück, Urteil vom 
4.5.1999 a.a.O., das den Umstand, 
dass es sich um eine privat finanzierte 
Anzeige handelte, keine Bedeutung 
beimisst), weil allein auf ihren insoweit 
objektiven Eindruck abgestellt wird, 
aus dem die Art der Finanzierung nicht 
erkennbar ist.

Dem Bürgermeister ist es in dieser 
Funktion untersagt, mit dem üblichen 
Instrumentarium an „Wahlgeschen-
ken“ wie Kugelschreibern, Blumen 
oder kostenloser Beförderung von 
Wählern zum Wahllokal zu werben, 
und zwar unabhängig davon, ob er 
den Werbezweck bedacht hat. So hat 
das OVG Greifswald (Beschluss vom 
4.5.2010, NVwZ-RR 2010 S. 778) die 
Ungültigkeitserklärung der Wieder-
wahl eines Bürgermeisters durch das 
VG Greifswald (Urteil vom 17.12.2009 
– 2 A 927/09 –) bestätigt, der den Streit 
in einer Ratssitzung über den Standort 
des Wahllokals mit der Erklärung been-
dete, die Fahrkosten jeden Wählers mit 
dem Bus übernehmen zu wollen („dat 
betohl ik ut mine Tasch“).

Wahlwerbung mit dem 
Bürgermeister

Neben dem Bürgermeister selbst 
macht häufig auch die Partei, der er 
angehört, mit seiner Person und seinem 
Amt Wahlwerbung. Das ist zulässig 
und kann eine Verletzung der Neutrali-
tätspflichten des Bürgermeisters schon 
deshalb nicht darstellen, weil nicht er, 
sondern die Partei handelt. Allerdings 
verlangt die Rechtsprechung, dass die 
Werbung eindeutig als solche der Par-
tei erkennbar ist (VGH Kassel, Urteil 

vom 25.2.1999 a.a.O. veneint das bei 
einem Wahlbrief des Bürgermeisters, 
in dem erst in der Fußzeile der letzten 
Seite die Partei mit ihren Kontaktdaten 
in Erscheinung tritt; ebenso Nds. OVG, 
Urteil vom 26.3.2008 a.a.O. bei einem 
Interview mit einem Landrat auf Seite 7 
eines Wochenblatts, dessen Bezug zur 
Wahlwerbung der Partei auf Seite 1 
nicht deutlich ist; anders VG Osna-
brück, Urteil vom 23.4.2002 a.a.O., 
das es für unbeachtlich ansieht, dass 
die Partei Herausgeberin des Wahlpro-
spekts sei, weil dieser für den Kandi-
daten und dessen Wahl zum Bürger-
meister herausgegeben worden sei 
und es der Kandidat selbst sei, der sich 
dort mit eigenen Worten erklärt). Wird 
nicht deutlich, dass es sich um Wahl-
werbung der Partei handelt, betrach-
tet die Rechtsprechung sie als die des 
Bürgermeisters und prüft die Frage der 
Amtlichkeit.

Unzutreffende Angaben im 
Wahlkampf

Das OVG Lüneburg (Urteil vom 
26.11.1957, OVGE 12 S. 398) hat es 
als gerichtsbekannt bezeichnet, dass 
es bei der Wahlpropaganda nicht 
üblich sei, nur die Wahrheit zu sagen, 
und erklärt, dass sich der Wähler 
darauf auch eingestellt habe; eine sol-
che Wahlpropaganda betrachtet das 
Gericht nicht als unzulässig. Als eine 
unzulässige Wahlbeeinflussung sieht 
es die Rechtsprechung (auch VG Lüne-
burg, Urteil vom 17.4.2002, Nds. VBl. 
2002 S. 251 m.w.N.) aber an, wenn 
der Wähler in bösartiger Weise durch 
objektiv unrichtige Tatsachen und 
Behauptungen über die für seine Ent-
scheidung maßgeblichen Verhältnisse 
getäuscht wird, sodass eine ernsthafte 
Beeinträchtigung seiner Entschei-
dungsfreiheit gegeben ist. Das wird 
auch für den Fall angenommen, dass 
amtliche Stellen durch Täuschung und 
Desinformation über wahlkampfrele-
vante Informationen das ihnen oblie-
gende Wahrheitsgebot nicht einhalten 
(BVerwG, Urteil vom 8.4.2003, NVwZ 
2003 S. 983), sowie für den, dass ein 
Wahlbewerber für das Amt des Bür-
germeisters im Wahlkampf falsche 
Angaben über seinen Personenstand 
macht (VGH Kassel, Beschluss vom 
11.1.2000, NVwZ-RR 2001 S. 49); 
dazu kann auch die durch einen Aus-
bildungsabschluss belegte berufliche 
Qualifikation eines Wahlbewerbers 
zählen, auch wenn das für viele Wäh-
ler von untergeordneter Bedeutung 

sein mag (OVG Bautzen, Beschluss 
vom 19.4.2010 a.a.O.). Eine Schein-
kandidatur, bei der der Bewerber von 
Anfang an nicht die Absicht hat, im 
Falle seiner Wahl diese anzunehmen, 
wie zum Beispiel ein Bürgermeister mit 
noch längerer Amtszeit als Bewerber 
auf der Liste für die Wahl zum Rat, stellt 
dagegen keine unzulässige Wahlbeein-
flussung dar (OVG Koblenz, Urteil vom 
17.12.1991, NVwZ-RR 1992 S. 255).

Zurückweisung unrichtiger 
Behauptungen

Es kann dem Bürgermeister nicht ver-
wehrt werden, auch im Wahlkampf 
unrichtige Beschuldigungen, Vorhal-
tungen und Behauptungen in Bezug 
auf seine amtliche Tätigkeit in sach-
licher Form zurückzuweisen. Amtslei-
tern einer Stadtverwaltung, der von 
einer Wahlbewerberin Misswirtschaft 
und Untätigkeit vorgeworfen worden 
war, ist das trotz der ihnen obliegenden 
Zurückhaltung angesichts des erreich-
ten Polemisierungsgrads zugebilligt 
worden (VGH BW, Beschluss vom 
30.1.1997, NVwZ-RR 1998 S. 126); 
es muss das aber auch dann gelten, 
wenn die Vorwürfe nicht in polemischer 
Form vorgebracht werden. Die Zurück-
weisung muss aber sachlich erfol-
gen und darf keine parteiergreifen-
den Äußerungen enthalten (VGH BW, 
Beschluss vom 30.1.1997 a.a.O.; VGH 
Kassel, Urteil vom 22.9.2005 a.a.O. 
zum Inhalt einer Presseerklärung des 
Gemeindevorstands).

Betroffene Organe und Personen

Im Anschluss an die grundlegende 
Entscheidung des BVerfG (Urteil vom 
2.3.1977, NJW 1977 S. 751) zur Beteili-
gung von Staatsorganen am Wahlkampf 
geht die Rechtsprechung (Nds. OVG, 
Urteil vom 26.3.2008 a.a.O. m.w.N.) 
davon aus, dass nur Wahlen, die ohne 
Verstoß gegen das Gebot strikter 
staatlicher und gemeindlicher Neutra-
lität und ohne Verletzung der Integrität 
der Willensbildung des Volkes und der 
Wahlbürger erfolgt sind, demokratische 
Legitimation verleihen können. Sinn 
des Gebots strikter Neutralität ist, aus-
zuschließen, dass Gewicht und Autori-
tät des Staates und der Kommunen bei 
den Wahlen zum Tragen gebracht wer-
den. Ihm unterliegen deshalb alle kom-
munalen Organe und diejenigen, die 
für sie und die Kommune zu sprechen 
und sie zu repräsentieren befugt und 
beauftragt sind (VGH BW, Beschluss 
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vom 30.1.1997 a.a.O., der das einzelne 
Ratsmitglied von der Neutralitätspflicht 
ausnimmt, weil es nicht befugt ist, für 
das Organ Rat zu sprechen). Organe 
der Gemeinde/Samtgemeinde sind 
(§  7 NKomVG) die Vertretung, der 
Hauptausschuss und der Bürgermei-
ster (auch der ehrenamtliche von Mit-
gliedsgemeinden: VG Braunschweig, 
Urteil vom Urteil vom 23.6.2015, R&R 
4/2015 S. 7), in Gemeinden mit Stadt-
bezirks- oder Ortsrat auch diese, nicht 
dagegen Ratsausschüsse (offen gelas-
sen vom VGH BW, Beschluss vom 
30.1.1997 a.a.O.). Teile von Organen 
wie Fraktionen oder einzelne ihrer Mit-
glieder können als solche die Autori-
tät der Gemeinde nicht in Anspruch 
nehmen, sodass für sie die Neutra-
litätspflicht nicht gilt (OVG Münster, 
Beschluss vom 30.9.2005, NVwZ 2006 
S. 363, für die Fraktion); etwas anderes 
könnte aber gelten, wenn der Ratsvor-
sitzende als Vertreter des Rates auf-
tritt (zur Vertretung VG Oldenburg, Urteil 
vom 9.3.2010, R&R 3/2010 S. 1) oder 
Ratsmitglieder vom Rat beauftragt wer-
den, ihn zum Beispiel bei einer kulturel-
len, wirtschaftlichen oder gesellschaft
lichen Veranstaltung zu vertreten. Das 
Organ Bürgermeister besteht nicht nur 
aus dessen Amtsinhaber, sondern auch 
aus dessen Mitarbeitern. Soweit sie 
gesetzlich wie der allgemeine Vertre-
ter oder kraft Dienstanweisung berech-
tigt sind, Erklärungen für die Gemeinde 
abzugeben und damit deren Autori-
tät ins Spiel zu bringen, kann für sie 
nichts anderes gelten als für den Bür-
germeister. Der VGH BW (Beschluss 
vom 30.1.1997 a.a.O.) unterwirft die 
Amtsleiter einer Gemeinde folgerich-
tig bei Äußerungen in ihrer amtlichen 
Eigenschaft, obwohl sie nicht Organe 
sind, dem für diese geltenden Gebot 
zur Neutralität und Zurückhaltung. Ver-
treter von Mitgliedsgemeinden sind im 
Falle des § 106 Abs. 1 NKomVG in der 
Repräsentation der Bürgermeister und 
in Verwaltungsangelegenheiten der 
Gemeindedirektor, von Stadtbezirken 
und Ortschaften mit Ortsrat der Stadt-
bezirks- oder der Ortsbürgermeister, 
der die dem Stadtbezirks- oder Orts-
rat obliegende Repräsentation (§ 93 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 11 NKomVG) wahr-
nimmt, und von Ortschaften mit Orts-
vorsteher dieser, weil er im Hinblick 
auf seine Aufgabenstellung eine orga-
nähnliche Funktion erfüllt. Für alle diese 
Personen wird angenommen werden 
müssen, dass sie dem Neutralitätsge-
bot unterliegen.

Nicht nur kommunalen Organen und 
Amtsträgern ist die Beteiligung am 
Kommunalwahlkampf in dieser Funk-
tion verwehrt, sondern ebenso den 
Organen und Amtsträgern von Bund 
und Land. Gegenstand einer gericht-
lichen Auseinandersetzung in einem 
konkreten Fall ist das, soweit ersicht-
lich, bisher allerdings noch nicht 
gewesen.

Folgen einer Verletzung des 
Neutralitätsgebots

Ein Verstoß gegen das Neutralitäts-
gebot kann im Wege eines Wahlein-
spruchs mit der Begründung gerügt 
werden, die Wahl sei nicht nach den 
wahlrechtlichen Vorschriften vorberei-
tet oder durchgeführt oder in unzuläs-
siger Weise in ihrem Ergebnis beein-
flusst worden (§ 46 Abs. 1 NKWG). 
Stellt sich bei der Wahlprüfung heraus, 
dass ohne den Verstoß ein wesentlich 
anderes Ergebnis zustande gekommen 
wäre, der Wahlfehler also erheblich ist, 
kann das Wahlergebnis neu festgestellt 
oder berichtigt werden oder die Wahl 
ganz oder teilweise für ungültig erklärt 
werden (§ 48 Abs. 2 NKWG). Während 
im Fall der Wahl zum Rat wegen des 
verfassungsrechtlichen Grundsatzes 
des Bestandsschutzes gewählter 

Volksvertretungen nicht schon Wahl-
beeinflussungen einfacher Art und 
ohne jedes Gewicht schlechthin zur 
Ungültigkeit der Wahl führen, gilt die-
ser strenge Maßstab für die Direkt-
wahlen nicht, vielmehr genügt, dass 
nach der Lebenserfahrung eine kon-
krete Möglichkeit besteht, dass der Ver-
stoß gegen die Neutralitätspflichten für 
das Ergebnis der Wahl von entschei-
dendem Einfluss gewesen sein könnte 
(Nds. OVG, Urteil vom 26.3.2008 a.a.O., 
durch das diese konkrete Möglichkeit 
bei einem Stimmenvorsprung von etwa 
0,9 Prozent angenommen worden ist); 
das VG Hannover (Urteil vom 9.2.2016 
a.a.O.) hält das für Gremienwahlen ent-
wickelte Kriterium der Mandatsrelevanz 
bei einer Direktwahl nicht für überzeu-
gend, sondern verlangt eine weiterge-
hende Betrachtung dergestalt, dass 
„man sich bei potenziell hinsichtlich 
ihrer Auswirkungen nicht oder kaum 
eingrenzbaren und damit potenziell 
weitreichenden Wahlfehlern ausgehend 
von den theoretisch am weitesten rei-
chenden Auswirkungen zu den reali-
tätsnahen Auswirkungen vortasten 
(muss), um den Übergang von einer 
bloß abstrakt möglichen zu einer kon-
kret wahrscheinlichen Ergebnisrelevanz 
im Einzelfall feststellen zu können.“

Neue Referatsleiterin beim 
Niedersächsischen Städtetag
Gwendolin Jungblut aus Achim wird zukünftig das 
Referat 3 (Bau, Umwelt, Verkehr) beim Niedersäch-
sischen Städtetag leiten. Sie ist damit Nachfolgerin 
von Jürgen Tiemann, der Ende Juni in den Ruhestand 
gegangen ist.

Jungblut ist Volljuristin und verfügt über kommunal-
politische Erfahrung als Ratsfrau und Kreistagsabge-
ordnete. Ihr Jurastudium hat sie in Münster, Bremen 
und Paris absolviert, außerdem war sie Mitarbeiterin der „Forschungsstelle 
für Europäisches Umweltrecht“ an der Universität Bremen.

Vor ihrer Tätigkeit für den NST war Jungblut Mitinhaberin der Agentur The 
LeaderShip, die auf Organisations- und Strategieberatung spezialisiert ist. 
Zusätzlich hat sie als Journalistin gearbeitet: Sie war freie Mitarbeiterin einer 
Tageszeitung, hat in mehreren kommunalen Fachzeitschriften veröffentlicht 
und war Mitherausgeberin des WEKA-Newsletters „Bürgermeister aktuell“. 
Im Herbst 2015 erschien ihr erstes Buch „Wahlen gewinnen“, im April 2016 
folgte das Handbuch „Strategische Öffentlichkeits- und Medienarbeit in 
Non-Profit-Organisationen“.

Jungblut: „Die kommunale Ebene genießt ein hohes Ansehen, weil ihre 
Ergebnisse sichtbar und die Verantwortlichen direkt ansprechbar sind. Ich 
freue mich darauf, an der wirkungsvollen Interessenvertretung für unsere 
Mitglieder mitzuwirken.“
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Die konstituierende Sitzung
Von Robert Thiele, Ministerialdirigent a. D.

Nach den Kommunalwahlen am 11. September 2016 und nach dem Ende der 
Wahlperiode am 31. Oktober 2016 werden alsbald in den niedersächsischen 
Kommunen die konstituierenden Sitzungen der Vertretungen durchgeführt 
werden. Zu deren Vorbereitung und Durchführung sollen die nachfolgenden 
Hinweise und Anmerkungen Hilfestellung geben. Dabei wird berücksichtigt, 
dass in einigen Gemeinden und Samtgemeinden neben dem Rat auch der 
Bürgermeister neu- oder wiedergewählt werden wird. Außerdem wird auf 
Besonderheiten für Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden hingewiesen. 
Die vorgeschlagene Reihenfolge der zu behandelnden Tagesordnungs-
punkte ist nicht in jedem Falle zwingend und kann deshalb entsprechend den 
individuellen Bedürfnissen auch verändert werden. Soweit nichts anderes 
angegeben, sind die zitierten Vorschriften solche des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG).

1. Ende der Mandate

Mit dem Ende der allgemeinen Kom-
munalwahlperiode am 31.  Oktober 
2016 endet das Mandat der für ihre 
Dauer gewählten Ratsmitglieder. 
Damit hören auch der bisherige Rat 
und die Ratsausschüsse sowie die 
sondergesetzlichen Ausschüsse, 
soweit für sie insoweit kein Sonder-
recht gilt (§ 73 Satz 1), auf zu beste-
hen. Dasselbe gilt für die Fraktionen 
und Gruppen, die von den Mandats-
trägern der abgelaufenen Wahlperi-
ode gebildet worden sind (OVG NW, 
Urteil vom 12.11.1991, NVwZ-RR 
1993 S. 263). Nur der Verwaltungsaus-
schuss führt auf Grund des § 75 Abs. 
2 nach Ablauf der Wahlperiode seine 
Tätigkeit in der bisherigen Besetzung, 
also einschließlich der Stellvertreter 
(§ 75 Abs. 1 Satz 4), bis zur ersten 
Sitzung des neugebildeten Verwal-
tungsausschusses fort. Seine von den 
Fraktionen und Gruppen benannten 
Mitglieder und Stellvertreter haben 
also eine kurzzeitige, auf besonde-
rer gesetzlicher Regelung beruhende 
Verpflichtung und Legitimation zur 
Wahrnehmung ihrer bisherigen Kom-
petenzen. In diesem Rahmen können 
auch die beteiligten Fraktionen und 
Gruppen in ihrer bisherigen Zusam-
mensetzung als fortbestehend fin-
giert werden. Da die Weiterexistenz 
den bestehenden Verwaltungsaus-
schuss in der bisherigen Besetzung 
umfasst (§ 75 Abs. 2 Satz 1), betrifft 
sie auch den Bürgermeister. Auch der 
nicht wiedergewählte Bürgermeister 
bleibt nach Ablauf seiner Amtszeit im 
Rahmen einer nachwirkenden Amts-
pflicht und auf Grund der besonde-
ren gesetzlichen Legitimation Mitglied 

des Verwaltungsausschusses, des-
sen Mitgliederzahl also unverändert 
bleibt. Ein neu gewählter Bürgermei-
ster kann deshalb nicht automatisch 
Mitglied des Verwaltungsausschus-
ses werden. Im Falle der Verhinde-
rung des bisherigen Bürgermeisters 
bleibt sein Sitz unbesetzt, da er anders 
als die Beigeordneten und die ihm 
angehörenden Abgeordneten ohne 
Stimmrecht (Grundmandatare) kei-
nen Stimmvertreter hat (§ 75 Abs. 1 
Satz 3); im Vorsitz wird er von einem 
stellvertretenden Bürgermeister ver-
treten (§ 81 Abs. 2 Satz 1).

2. Ladung

Die erste Sitzung des neu gewählten 
Rates findet nach § 59 Abs. 2 Satz 1 
innerhalb eines Monats nach Beginn 
der Wahlperiode statt, also im Laufe 
des Monats November 2016. Die 
Ladung zu dieser Sitzung ist nach § 59 
Abs. 2 Satz 1 auch schon vor Beginn 
der Wahlperiode zulässig, womit 
Zweifel an der Ordnungsmäßigkeit der 
Einberufung, weil die Eingeladenen 
mangels Sitzerwerbs (§ 51 Satz 1) 
noch nicht Ratsmitglieder sind, nicht 
mehr begründet sind. Die Ladungs-
frist für die konstituierende Sitzung 
beträgt unabhängig vom Zeitpunkt 
der Ladung vor oder nach Beginn der 
neuen Wahlperiode und von der in der 
Geschäftsordnung getroffenen Rege-
lung eine Woche (§ 59 Abs. 2 Satz 2). 
Zuständig für sie ist der im Zeitpunkt 
der Ladung amtierende Bürgermeister 
(§ 59 Abs. 1 Satz 1). Der Amtsbeginn 
des erstmalig am Kommunalwahltag 
2016 gewählten Bürgermeisters ist der 
Beginn der Wahlperiode der Ratsmit-
glieder am 1. November 2016, wenn 

er zuvor die Annahme der Wahl erklärt 
hat (§ 80 Abs. 6 Satz 3 Nr. 1). Tritt der 
neue Bürgermeisters das Amt aus den 
in § 80 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 genannten 
Gründen erst nach dem Beginn der 
Wahlperiode an, dann verlängert sich 
die Amtszeit des bisherigen bis zum 
Amtsantritt des neuen Bürgermeisters 
(§ 80 Abs. 3 Sätze 2 und 3) und er ist 
für die Ladung zuständig.

Mit der Begründung seines Beamten-
verhältnisses, die keiner Ernennung 
durch Aushändigung einer Urkunde 
bedarf (§ 7 Abs. 4 NBG), hat der Bür-
germeister alle ihm zustehenden Kom-
petenzen und Befugnisse, ohne dass 
es zuvor seiner Vereidigung bedarf. Im 
Falle der Verhinderung des Bürgermei-
sters vertritt ihn bei der Einberufung 
der Ratsvorsitzende, vor dem Beginn 
der Wahlperiode als amtierender (§ 59 
Abs. 3 Satz 3), nach ihrem Ende als 
bisheriger (§ 59 Abs. 4 Satz 1).

Die Ladung erfolgt unter Mitteilung der 
Tagesordnung (§ 59 Abs. 1 Satz 1), die 
der Bürgermeister vor und nach dem 
Beginn der neuen Wahlperiode allein 
ohne Beteiligung des Vorsitzenden 
aufstellt (§ 59 Abs. 3 Satz 2) und für 
die das Antragsrecht des § 56 Satz 1 
besteht.

3. Vorbereitung der Sitzung

Die organisatorische Vorbereitung 
der Sitzung obliegt, ohne dass das 
besonders geregelt ist, dem Bürger-
meister und seiner Verwaltung. Es 
folgt das aus seiner Kompetenz zur 
Einberufung, die auch die Bestim-
mung von Zeit und Ort der Sitzung 
mitumfasst. Zeit, Ort und Tagesord-
nung der Sitzung sind ortsüblich 
bekannt zu machen; da § 11 Abs. 6 
nur für öffentliche Bekanntmachungen 
gilt, zu denen nach der herrschenden 
Meinung die ortsübliche nicht gehört, 
kommt dafür neben dem Amtsblatt, 
der Tageszeitung und dem Internet 
auch der Aushang am schwarzen Brett 
oder im Aushangkasten in Betracht.

Für die inhaltliche Vorbereitung der 
Tagesordnungspunkte gilt § 76 Abs. 1 
in Verbindung mit § 85 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1. Von der zwingend vorgeschrie-
benen Vorbereitung der Ratsbe-
schlüsse durch den Verwaltungsaus-
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schuss sind allerdings ausgenommen 
Geschäftsordnungsbeschlüsse und 
sogenannte innerorganisatorische 
Entscheidungen wie insbesondere die 
Wahl des Ratsvorsitzenden und der 
stellvertretenden Bürgermeister sowie 
die Bildung des Verwaltungsaus-
schusses und der Fachausschüsse 
sowie die Besetzung sonstiger unbe-
soldeter Stellen. Bei der nachfol-
genden Behandlung der in der konsti-
tuierenden Sitzung vorzunehmenden 
Beschlüsse wird jeweils auf die Not-
wendigkeit der Vorbereitung einge-
gangen werden. Natürlich können in 
dieser Sitzung auch Angelegenheiten 
wie in jeder anderen Sitzung behan-
delt werden, diese ist also nicht „Kon-
stituierungsbeschlüssen“ vorbehalten.

4. Durchführung der Sitzung

Die Konstituierung des Rates besteht 
im Kern in der Wahl des Ratsvorsit-
zenden. Erst danach ist der Rat als 
handlungsfähiges Organ vorhanden. 
Sie steht deshalb am Anfang der Sit-
zung und wird unter Leitung des älte-
sten anwesenden, hierzu bereiten 
Ratsmitgliedes (Altersvorsitzenden), 
das auch der Bürgermeister sein kann 
(§ 45 Abs. 1 Satz 2), vorgenommen 
(§ 61 Abs. 1 Satz 2). Deshalb erscheint 
es als sachgerecht, dass dieses auch 
die Sitzung eröffnet und die für die 
Wahl des Ratsvorsitzenden notwen-
dige Beschlussfähigkeit (§ 65 Abs. 1 
Satz 2) feststellt; die Feststellung der 
Tagesordnung, die sich empfiehlt, 
um Zweifeln über die zu behandeln-
den Punkte und die Reihenfolge ihrer 
Behandlung vorzubeugen, ist materi-
ell ein Ratsbeschluss, der regelmäßig 
konkludent gefasst wird, und deshalb 
nach der Konstituierung unter Leitung 
des Ratsvorsitzenden erfolgen sollte.

Nach der Synchronisierung von Wahl-
periode der Abgeordneten und Amts-
zeit des Bürgermeisters (Gesetz vom 
16.12.2013, GVBl. S.307) findet die 
Vereidigung des am allgemeinen 
Kommunalwahltag (§ 80 Abs. 1 Satz 
2) neu gewählten Bürgermeisters in der 
ersten Ratsitzung nach dem Beginn 
der allgemeinen Wahlperiode statt. Da 
sie von dem ältesten anwesenden und 
hierzu bereiten Ratsmitglied durchge-
führt wird (§ 81 Abs. 1 Sätze 1 und 2), 
empfiehlt sich ihre Vornahme vor der 
Wahl des Ratsvorsitzenden, nach der 
die Funktion des Altersvorsitzenden 
endet. Ist der bisherige Bürgermeister 
wiedergewählt oder ist ein anderer 

Beamter der Gemeinde zum Bürger-
meister gewählt worden, so ist er von 
der Eidesleistung befreit und stattdes-
sen durch einen zu den Personalakten 
zu nehmenden Hinweis desjenigen, der 
die Vereidigung durchführt, darauf auf-
merksam zu machen, dass der früher 
geleistete Diensteid ihn auch in dem 
neuen Beamtenverhältnis bindet (VV 
zu § 65 NBG a. F., Gem. RdErl. d. MI, 
der StK u. d. übr. Min. vom 25.11.1992, 
MBl. 1993 S. 93, zul. geänd. d. Erlass 
vom 1.9.2009, MBl. S. 871, die nach 
einem nicht veröffentlichten Erlass 
des MI vom 25.3.2009 fortgelten); da 
der Hinweis an die Stelle der Vereidi-
gung tritt, ist davon auszugehen, dass 
der Altersvorsitzende ihn vornimmt. 
Die Vereidigung ist wie die Verpflich-
tung der übrigen Ratsmitglieder nicht 
Voraussetzung für die Aufnahme der 
Amtsgeschäfte, könnte also auch noch 
in der nächsten Ratssitzung erfolgen, 
wenn der Bürgermeister zum Beispiel 
infolge Erkrankung gehindert wäre, an 
der konstituierenden Sitzung teilzu-
nehmen. Die Vereidigung nimmt dann 
einer der stellvertretenden Bürgermei-
ster vor (§ 81 Abs. 1 Satz 3). Der Wort-
laut des Diensteides ergibt sich aus 
§ 47 NBG.

Vor der Wahl des Ratsvorsitzenden 
sind die Ratsfrauen und Ratsherren 
förmlich zu verpflichten (§ 60). Mit der 
Verpflichtung wird sinnvoller Weise die 
Pflichtenbelehrung (§§ 54 Abs. 3, 43) 
verbunden. Beides obliegt dem Bür-
germeister, der sie bei Leitung der 
Sitzung durch den Altersvorsitzenden 
vornimmt; nicht anwesende Ratsmit-
glieder werden später bei passender 
Gelegenheit verpflichtet und belehrt. 
Die Übernahme der Sitzungsleitung 
durch den Bürgermeister ist nicht not-
wendig, aber auch kein Verfahrensfeh-
ler. Weder die Verpflichtung noch die 
Pflichtenbelehrung sind Vorausset-
zung für die Ausübung der Mandats
tätigkeit, haben also nur symbolischen 
Charakter. Sie haben insbesondere 
nicht die Wirkungen der Verpflich-
tung nach dem Verpflichtungsgesetz, 
machen die Ratsmitglieder also nicht 
zu für den öffentlichen Dienst beson-
ders Verpflichteten im Sinne des Straf-
rechts; nach der jüngeren Rechtspre-
chung des BGH (Urteil vom 9.5.2006, 
NJW S. 2050) sind kommunale Man-
datsträger, solange sie nicht mit kon-
kreten Verwaltungsaufgaben betraut 
werden, die über ihre Mandatstätigkeit 
in der kommunalen Vertretung und den 

zugehörigen Ausschüssen hinausgeht, 
auch keine Amtsträger im strafrecht-
lichen Sinne, können also nicht für 
Straftaten im Amt, wie zum Beispiel 
Vorteilsnahme und Bestechlichkeit, 
zur Verantwortung gezogen werden; 
als mit Verwaltungsaufgaben betraut 
betrachtet der BGH die Mitglieder des 
Verwaltungsausschusses, sodass sie 
als Amtsträger anzusehen sind.

Die Wahl des Ratsvorsitzenden, die 
keiner Vorbereitung durch den Verwal-
tungsausschuss bedarf, erfolgt nach 
§ 67. Der Ratsvorsitzende wird aus 
der Mitte der Abgeordneten gewählt 
(§ 61 Abs. 1 Satz 1), d. h. aus der Mitte 
der Ratsfrauen und Ratsherren (§ 45 
Abs. 1 Satz 3), sodass dafür der Bür-
germeister nicht in Betracht kommt. 
Vorschlagsberechtigt sind jedes Rats-
mitglied (§ 56 Satz 1), also auch der 
Bürgermeister, sowie als eine Mehr-
heit von Ratsmitgliedern die im Rat 
vorhandenen Fraktionen und Grup-
pen; der Ansicht des VG Lüneburg 
(Urteil vom 21.5.2015, R&R 5/2015, 
S. 8), das den Fraktionen und Gruppen 
das Antragsrecht und damit auch das 
Vorschlagsrecht als eine besondere 
Form des Antragsrechts abspricht, 
sollte nicht gefolgt werden. Deshalb 
empfiehlt sich vor der Wahl die von 
dem Altersvorsitzenden vorzuneh-
mende tatsächliche Feststellung, wel-
che Fraktionen und Gruppen ihre Bil-
dung, regelmäßig dem Bürgermeister, 
angezeigt haben; eines besonderen 
Tagesordnungspunktes bedarf diese 
Feststellung nicht. Nach seiner Wahl 
übernimmt der Ratsvorsitzende von 
dem Altersvorsitzenden den Vorsitz.

An die Wahl des Ratsvorsitzenden 
kann sich zwanglos die Beschlussfas-
sung über seine Vertretung anschlie-
ßen. Nach § 61 Abs. 1 Satz 3 beschließt 
der Rat darüber. Dieser Beschluss kann 
durch Abstimmung nach § 66 NGO 
oder durch Wahl nach § 67 erfolgen. 
Dabei bestimmt der Rat auch, wie viele 
Vertreter es geben soll. Sie sind nur Ver-
hinderungsvertreter und es sollte eine 
Reihenfolge festgelegt werden, wenn 
mehrere Vertreter bestimmt werden. 
Das Vorschlagsrecht besteht wie bei 
der Wahl des Ratsvorsitzenden. Alle 
diesbezüglichen Beschlüsse bedürfen 
als innerorganisatorische Angelegen-
heiten nicht der Vorbereitung durch 
den Verwaltungsausschuss. Nachdem 
auf diese Weise das „Präsidium“ des 
Rates eingerichtet ist, könnte sich die 
Beschlussfassung über die vorläufige 
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oder auch endgültige Fortgeltung der 
Geschäftsordnung des Rates der ver-
gangenen Wahlperiode anschließen, 
damit für Verfahrensfragen im weiteren 
Verlauf der Sitzung eine Regelung zur 
Verfügung steht. Der diesbezügliche 
Beschluss bedarf als Verfahrensrege-
lung nicht der Vorbereitung durch den 
Verwaltungsausschuss, jedoch stellt es 
keinen Verfahrensfehler dar, wenn der 
amtierende Verwaltungsausschuss die 
bisherige Geschäftsordnung überar-
beitet, damit der Rat sie als seine end-
gültige beschließen kann.

Anders als früher beschließt der Rat 
nicht mehr allgemein über die Gül-
tigkeit der Wahl, sondern nur noch 
im Falle eines Wahleinspruchs (§ 47 
Abs.  1 NKWG). Nur für diesen Fall 
und wenn der Wahleinspruch ent-
scheidungsreif ist, ist also ein entspre-
chender Punkt auf der Tagesordnung 
vorzusehen, und zwar sinnvoller Weise 
bevor weitere organisatorische Maß-
nahmen beschlossen werden, die hin-
fällig wären, wenn die Wahl für ungül-
tig zu erklären wäre (§ 48 NKWG). Der 
Beschluss über einen Wahleinspruch 
bedarf als originäre und innerorgani-
satorische Entscheidung des Rates, 
der als Wahlprüfungsorgan tätig wird, 
nicht der Vorbereitung durch den 
Verwaltungsausschuss.

Die Wahl der stellvertretenden Bür-
germeister, die Beigeordnete, also 
stimmberechtigte Mitglieder des Ver-
waltungsausschusses (§ 74 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2), sein müssen (§ 81 Abs. 2 
Satz  1), setzt die Bildung des Ver-
waltungsausschusses voraus. Diese 
erfolgt dadurch, dass die Fraktionen 
und Gruppen Mitglieder entsprechend 
der Zahl der bei der Verteilung auf sie 
entfallenen Sitze benennen (§§  75 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 71 Abs. 2 und 3), 
wobei das Los bei einem Losentscheid 
der Ratsvorsitzende zieht (§ 71 Abs. 2 
Satz 6), und der Rat den die Sitzver-
teilung und -besetzung feststellenden 
Beschluss nach §§ 75 Abs. 1 Satz 1 
Halbsatz 2, 71 Abs. 5 fasst, der auch 
mögliche Grundmandatsinhaber nach 
§ 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 mit einbe-
zieht; die Fraktionen und Gruppen sind 
nicht verpflichtet, nur fraktions- oder 
gruppeneigene Mitglieder zu benen-
nen. Wenn in den Gemeinden, die dazu 
nach § 74 Abs. 2 Satz 2 berechtigt sind, 
die Zahl der Beigeordneten um zwei 
erhöht werden soll, dann bedarf das 
eines Ratsbeschlusses, der vor der 
Verteilung der Sitze gefasst werden 

müsste und keiner Vorbereitung durch 
den Verwaltungsausschuss bedarf. Für 
die Nominierung als Mitglied des Ver-
waltungsausschusses ist die Anwe-
senheit in der Sitzung nicht Voraus-
setzung. Soweit Wahlbeamte dem 
Verwaltungsausschuss mit beratender 
Stimme angehören sollen, bedarf das 
der Bestimmung durch die Hauptsat-
zung (§ 74 Abs. 1 Satz 2), die aber auch 
noch im weiteren Verlauf der Wahlperi-
ode getroffen werden kann, wenn die 
aktuelle Hauptsatzung sie nicht ent-
hält; auch für den dafür notwendigen 
Hauptsatzungsbeschluss ist als inner-
organisatorischer eine Vorbereitung 
durch den Verwaltungsausschuss nicht 
erforderlich. Nach dem Beschluss nach 
§ 71 Abs. 5, ohne den der Verwaltungs-
ausschuss nicht gebildet ist (VG Olden-
burg, Urteil vom 9.3.2010, R&R 3/2010 
S. 1), ist für jeden Beigeordneten und 
Grundmandatar, also nicht für den Bür-
germeister (was durch die in Vorberei-
tung befindliche Novelle in § 81 Abs. 4 
klar gestellt werden soll, s. Gesetz-
entwurf Drs. 17/5423, Art. 1 Nr. 12 
Buchst. b) und nicht für Wahlbeamte, 
von der Fraktion oder Gruppe, die das 
Mitglied benannt hat, ein Vertreter zu 
bestimmen (§ 75 Abs. 1 Satz 3); eine 
Fraktion oder Gruppe mit nur einem 
Mitglied kann zwei Vertreter benennen 
(§ 75 Abs. 1 Satz 5). Die Bestellung als 
Vertreter bedarf keines Ratsbeschlus-
ses. Gesetzlich ist geregelt (§ 75 Abs. 1 
Satz 4), dass sich Vertreter, die von der 
gleichen Fraktion oder Gruppe benannt 
worden sind, untereinander vertreten; 
die Zugehörigkeit zur gleichen Fraktion 
oder Gruppe ist nicht Voraussetzung.

Die Wahl der stellvertretenden Bür-
germeister, als die nur Beigeordnete, 
also Mitglieder des Verwaltungsaus-
schusses mit Stimmrecht in Betracht 
kommen, erfolgt ohne Vorbereitung 
durch den Verwaltungsausschuss 
nach § 67; vorschlagsberechtigt ist 
jedes Ratsmitglied und jede Frak-
tion oder Gruppe. Die Zahl der Stell-
vertreter ist auf bis zu drei begrenzt 
(§ 81 Abs. 2 Satz 1). Sollen mehrere 
Stellvertreter gewählt werden, dann 
kann das durch Einzelwahl oder durch 
Blockwahl geschehen, bei der die vor-
gesehenen Bewerber in einem Wahl-
gang gewählt werden. Bei der Wahl 
oder nach ihrem Abschluss durch 
eine selbständige Entscheidung nach 
§ 66 kann der Rat eine Reihenfolge 
der Stellvertretung bestimmen (§ 81 
Abs. 2 Satz 2), worunter auch zu ver-

stehen ist, dass insbesondere bei der 
Repräsentation eine Vertretung für 
bestimmte Fachbereiche oder Gebiete 
der Kommune bestimmt wird; trifft er 
eine solche Bestimmung nicht, dann 
sind die Stellvertreter gleichberech-
tigt und es bedarf einer generellen 
oder jeweils einzelnen Absprache 
zwischen dem Bürgermeister und 
seinen Stellvertretern, wer die Stell-
vertretung wahrnimmt. Die Stellver-
tretung ist ausschließlich eine für den 
Verhinderungsfall, jedoch kann der 
Bürgermeister bestimmen, wann er 
verhindert ist.

Nach der Bildung des Verwaltungsaus-
schusses und der Wahl der stellvertre-
tenden Bürgermeister bietet sich die 
Bildung der Fachausschüsse und der 
sondergesetzlichen Ausschüsse sowie 
der notwendigen Besetzung sonsti-
ger Stellen in anderen Körperschaften 
und Organisationen, wie zum Beispiel 
in Gesellschafter- und Mitgliederver-
sammlungen sowie Verwaltungs- und 
Aufsichtsräten von Gesellschaften, 
Vereinen, Verbänden, kommunalen 
Anstalten und Zweckverbänden, an. 
Auch bei Losentscheiden im Rah-
men der Ausschussbildung und bei 
der Besetzung von Stellen zieht das 
Los der Ratsvorsitzende (§ 71 Abs. 2 
Satz 5, Abs. 8 Satz 3). Da jeder Aus-
schuss und jedes Gremien einzeln 
gebildet und besetzt wird, muss ein 
Losentscheid jeweils durchgeführt 
werden, wenn sich die Notwendig-
keit dafür ergibt, also nicht nur ein-
mal für alle Fälle. Beschäftigte der 
Gemeinde dürfen gemäß § 71 Abs. 7 
Satz 1 auch dem Schulausschuss, 
der nur ein beratender Ausschuss wie 
jeder andere Fachausschuss ist (Nds. 
OVG, Beschluss vom 28.10.2015, R&R 
1/2016 S. 1), nicht als andere Per-
sonen, also insbesondere als Eltern-
vertreter im Sinne des § 110 Abs. 2 
NSchG, angehören (Nds. OVG, Urteil 
vom 15.2.2011, R&R 2/2011 S. 1); 
etwas anderes gilt gemäß § 73 Satz 
1, wenn die Betriebssatzung (§ 140 
Abs. 1 in Verbindung mit § 5 Nr. 4 Eig-
BetrVO) Beschäftigte der Gemeinde 
als Mitglieder des Betriebsausschus-
ses vorsieht oder bestimmt. Die nomi-
nierten Ratsmitglieder sind von der 
Mitwirkung an dem feststellenden 
Beschluss nicht ausgeschlossen (§ 41 
Abs. 3 Nrn. 2 und 3). Der Vorbereitung 
durch den Verwaltungsausschuss 
bedürfen alle diese Beschlüsse nicht. 
Die Übertragung von Beschlusszustän-
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digkeiten des Verwaltungsausschus-
ses auf einen Fachausschuss bedarf 
einer Regelung der Hauptsatzung (§ 76 
Abs. 3), die frühestens in der konstitu-
ierenden Sitzung beschlossen werden 
kann, weil sie nur für die jeweilige Wahl-
periode gilt; die Hauptsätzungsände-
rung bedarf der Vorbereitung durch 
den Verwaltungsausschuss (ggf. auch 
durch den „alten“). Wenn diese Maß-
nahme getroffen werden soll, muss 
dafür ein Tagesordnungspunkt vorge-
sehen werden.

In Gemeinden, die Ortschaften mit 
Ortsvorsteher eingerichtet haben, müs-
sen in der konstituierenden Sitzung die 
Ortsvorsteher bestimmt werden, da sie 
ihr Amt für die Dauer der Wahlperiode 
wahrnehmen (§ 96 Abs. 1 Satz 1), also 
alsbald nach deren Beginn zu berufen 
sind. Die Bestimmung erfolgt ohne Vor-
bereitung durch den Verwaltungsaus-
schuss durch Ratsbeschluss nach § 66 
auf Vorschlag der Fraktion, deren Mit-
glieder der Partei oder Wählergruppe 
angehören, die in der Ortschaft bei der 
Wahl zum Rar die meisten Stimmen 
erhalten hat. Da das Gesetz durch die 
Alternative Partei oder Wählergruppe 
erkennbar auf den einheitlichen Wahl-
vorschlag abstellt, ist bei Vorliegen der 
Voraussetzungen auch eine Vereini-
gung von Ratsmitgliedern vorschlags-
berechtigt, die sich nicht Fraktion, son-
dern Gruppe nennt, zum Beispiel die 
Ratsmitglieder einer Wählergruppe im 
Sinne des § 21 NKWG. Soll in Ort-
schaften mit bis zu 150 Einwohnern 
ein anderes Verfahren der Bestim-
mung des Ortsvorstehers stattfinden 
(zum Beispiel Vorschlagsrecht der stär-
ksten Fraktion oder der Fraktion, die 
beim letzten Mal vorschlagsberechtigt 
war, oder Vorschlag aus der Mitte des 
Rates oder bei mehreren Ortschaften 
dieser Größenordnung Verteilung der 
Vorschlagsrechte nach § 71 Abs. 2), 
dann bedarf das einer Regelung der 
Hauptsatzung (§ 96 Abs. 1 Satz 2), die 
schon vor dem 1. November 2016 mit 
Inkrafttreten an diesem Tage oder in 
der konstituierenden Sitzung rückwir-
kend zu diesem Tage beschlossen wer-
den kann. Die Berufung in das Ehren-
beamtenverhältnis (§ 96 Abs. 1 Satz 3 
in Verbindung mit § 95 Abs. 2 Satz 1), 
erfolgt anders als zum Beispiel bei den 
Bürgermeistern der Mitgliedsgemein-
den von Samtgemeinden, die mit der 
Annahme der Wahl in das Ehrenbeam-
tenverhältnis berufen sind (§ 105 Abs. 2 
Satz 1), nicht durch den Ratsbeschluss 

über die Bestimmung, sondern muss 
durch Ernennung vorgenommen wer-
den (§§ 5, 8 BeamtStG, § 6 Abs. 1 
NBG). Zuständig für die Aushändigung 
der Urkunde, durch die die Ernennung 
erfolgt (§ 8 Abs. 2 BeamtStG) und die 
nicht in der konstituierenden Sitzung 
vorgenommen werden muss, ist der 
Bürgermeister (§ 85 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
NGO), der auch den Ortsvorsteher ver-
eidigt (§§ 6 Abs. 1, 47 NBG).

Nach dem zuvor Ausgeführten würde 
die Tagesordnung für die konstituie-
rende Sitzung der Gemeinden und 
Samtgemeinden folgendes Aussehen 
haben, wobei die Tagesordnungs-
punkte 3., 9. und 13. entfallen, wenn für 
ihre Behandlung kein Anlass besteht, 
weil die Amtszeit des Bürgermeisters 
über das Ende der Wahlperiode hinaus 
besteht, Wahleinsprüche nicht vorlie-
gen oder eine Ortschaftsverfassung 
nicht besteht:

Unter Leitung des Altersvorsitzenden:

  1.	Eröffnung der Sitzung

  2.	Feststellung der 
Beschlussfähigkeit

  3.	Vereidigung des Bürgermeisters/
Hinweis auf fortgeltende Bindung 
des früheren Eides

  4.	Förmliche Verpflichtung und 
Pflichtenbelehrung der Rats-
frauen und Ratsherren durch den 
Bürgermeister

  5.	Wahl des Ratsvorsitzenden

Unter Leitung des Ratsvorsitzenden:

  6.	Feststellung der Tagesordnung

  7.	Beschluss (Wahl oder Abstim-
mung) über die Stellvertretung 
des Ratsvorsitzenden

  8.	Beschluss über die 
Geschäftsordnung

  9.	Beschluss über Wahleinsprüche

10.	Bildung des 
Verwaltungsausschusses

	 a) �evtl. Beschluss über die 
Erhöhung der Zahl der 
Beigeordneten

	 b) �Feststellungsbeschluss nach 
§ 71 Abs. 5

11.	Wahl der stellvertretenden 
Bürgermeister

12.	Bildung der Fach- und sonder
gesetzlichen Ausschüsse, Beset-
zung sonstiger Stellen

13.	Bestimmung der Ortsvorsteher

5. �Besonderheiten für 
Mitgliedsgemeinden

In Mitgliedsgemeinden von Samtge-
meinden beruft der bis zur Wahl eines 
neuen Bürgermeisters in der konstituie-
renden Ratssitzung im Amt befindliche 
Bürgermeister der abgelaufenen Wahl-
periode (§ 105 Abs. 2 Satz 3) den Rat 
ein und verpflichtet die Ratsmitglieder 
(§ 103 Satz 1). Die Konstituierung des 
Rates besteht in der Wahl des Bür-
germeisters als Ratsvorsitzender aus 
dem Kreis der Ratsmitglieder für die 
Dauer der Wahlperiode; bis zur Wahl 
leitet der Altersvorsitzende die Sitzung 
(§ 103 Satz 2). Der Bürgermeister führt 
gleichzeitig den Vorsitz im Rat (§ 105 
Abs. 2 Satz 2) und im Verwaltungsaus-
schuss (§ 74 Abs. 1 Satz 3), und zwar 
im Verwaltungsausschuss auch dann, 
wenn von der Möglichkeit zur Beru-
fung eines Gemeindedirektors (§ 106 
Abs.  1 Satz  1) Gebrauch gemacht 
wird und das Ehrenbeamtenverhält-
nis des Bürgermeisters endet (§ 106 
Abs. 1 Satz 6), er also zwar noch die 
Bezeichnung als Hauptverwaltungsbe-
amter führt (§ 7 Abs. 2 Nr. 2), aber nicht 
mehr dessen Verwaltungsfunktionen 
ausübt, weil sie vom Gemeindedirektor 
wahrgenommen werden.

Vorschlagsberechtigt ist, wenn nicht 
der Rat vor der Wahl durch Beschluss 
mit der Mehrheit von zwei Dritteln sei-
ner Mitglieder für die Dauer der Wahl-
periode auf die Bildung des Verwal-
tungsausschusses verzichtet hat 
(§ 104 Satz 1), mit Rücksicht auf die 
Anrechnung des Bürgermeisters bei 
der Verteilung der Beigeordnetensitze 
(§ 75 Abs. 1 Satz 2) nur eine Fraktion 
oder Gruppe, auf die mindestens ein 
Sitz im Verwaltungsausschuss entfällt 
(§ 105 Abs. 1 Satz 2). Dafür ist von 
Belang, ob die Zahl der Beigeordneten 
gemäß § 74 Abs. 2 Satz 2 erhöht wer-
den soll oder nicht, weshalb diese Ent-
scheidung vor der Wahl getroffen wer-
den muss (§ 104 Satz 3). Da die Bildung 
des Verwaltungsausschusses erst 
nach der Wahl des Bürgermeisters in 
Betracht kommt, weil das, was bezüg-
lich des Verwaltungsausschusses vor-
her zu geschehen hat, in § 104 Sätze 1 
und 3 bestimmt ist, und anderenfalls es 
in § 105 Abs. 1 Satz 2 lauten müsste 
„mindestens ein Sitz im Verwaltungs-
ausschuss entfallen ist“, macht es 
diese Voraussetzung notwendig, durch 
eine Probeberechnung im Voraus fest-
zustellen, welche Fraktionen und Grup-
pen im Verwaltungsausschuss vertre-
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ten sein werden; entscheidet darüber 
für eine Fraktion oder Gruppe erst ein 
Losentscheid (§ 71 Abs. 2 Satz 5), der 
für die Probeberechnung nicht durch-
geführt wird, weil er bei der Bildung ein 
anderes Ergebnis haben kann, besteht 
für sie kein Anspruch auf einen Sitz 
im Verwaltungsausschuss und damit 
kein Vorschlagsrecht. Wird kein Ver-
waltungsausschuss gebildet, ist jedes 
Ratsmitglied und jede Fraktion oder 
Gruppe vorschlagberechtigt (§ 105 
Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 56 Satz 1). Mit 
Rücksicht auf die Unterschiedlichkeit 
der Vorschlagsberechtigung muss über 
die Frage des Verzichts auf die Bildung 
des Verwaltungsausschusses Klarheit 
bestehen, sodass der diesbezügliche 
Beschluss, der einer Zwei-Drittel-
Mehrheit bedarf (§ 104 Satz 1), vor 
der Wahl des Bürgermeisters gefasst 
werden muss (§ 104 Satz 1). Die Wahl 
erfolgt nach § 67.

Mit ihrer Annahme ist der Bürgermei-
ster mit Rücksicht auf seine Funktion 
als Verwaltungschef mit allen damit 
verbundenen Aufgaben (s. insbeson-
dere §§ 85 bis 89) wie der hauptamt-
liche Bürgermeister kraft Gesetzes in 
das Ehrenbeamtenverhältnis berufen 
(§ 105 Abs. 2 Satz 1), und zwar auch 
dann, wenn schon absehbar ist, dass 
später der Rat beschließen wird, einen 
Gemeindedirektor zu berufen (§ 106 
Abs. 1); seiner Ernennung durch Aus-
händigung einer Urkunde bedarf es 
nicht (§ 6 Abs. 2 NBG). Für seine Ver-
eidigung gilt wie für den hauptamt
lichen Bürgermeister § 81 Abs. 1, das 
heißt, er wird in der konstituierenden 
Sitzung von dem Altersvorsitzenden, 
in einer späteren Sitzung durch einen 
stellvertretenden Bürgermeister verei-
digt. Auf die Vereidigung wird nur dann 
verzichtet werden können, wenn noch 
in der konstituierenden Sitzung dem 
Gemeindedirektor die Ernennungsur-
kunde ausgehändigt wird (s. dazu wei-
ter unten), sodass der Bürgermeister zu 
Amtshandlungen als Verwaltungschef 
gar keine Gelegenheit bekommt.

Bei der Bildung des Verwaltungsaus-
schusses sollen nach der ausdrück-
lichen Klarstellung im Schriftlichen 
Bericht (Drs. 15/3147 S. 10 zu § 75) 
Grundlage für die Verteilung nur die 
Sitze der Beigeordneten, also aus-
schließlich des für den Bürgermei-
ster sein. Dabei wird der Bürgermei-
ster derjenigen Fraktion oder Gruppe 
angerechnet, die ihn vorgeschlagen hat 
(§ 75 Abs. 1 Satz 2); es kommt also 

nicht darauf an, welcher Fraktion oder 
Gruppe der Bürgermeister angehört; 
zum Verfahren der Bildung des Ver-
waltungsausschusses in Mitglieds-
gemeinden wird auf die Darstellung 
mit Beispielen in R&R 5/2011 S. 16 
Bezug genommen. Durch gesetzliche 
Regelung (Art. 29 des Gesetzes vom 
13.10.2011, GVBl. S.353) ist in § 75 
Abs. 1 Satz 3 klargestellt, dass auch für 
den ehrenamtlichen Bürgermeister im 
Verwaltungsausschuss ein Stellvertre-
ter im Stimmrecht zu bestimmen ist. Ist 
beschlossen worden, keinen Verwal-
tungsausschuss zu bilden, dann gibt 
es keine Beigeordneten, sodass die 
stellvertretenden Bürgermeister nach 
§ 67 aus der Mitte des Rates gewählt 
werden (§ 105 Abs. 4 Satz 1); in die-
sem Fall besteht dasselbe Vorschlags-
recht jedes Ratsmitgliedes und jeder 
Fraktion oder Gruppe wie bei der Wahl 
des Bürgermeisters. Da der Bürger-
meister gleichzeitig Ratsvorsitzender 
ist, vertreten ihn die stellvertretenden 
Bürgermeister über die in § 81 Abs. 2 
genannten Aufgaben hinaus auch in 
dieser Funktion (§ 105 Abs. 4 Satz 2); 
ihre Berufung in das Ehrenbeamtenver-
hältnis ist zur Wahrnehmung nur dieser 
Aufgaben nicht vorgesehen.

Auch in den Mitgliedsgemeinden hat 
der Bürgermeister, wenn er nicht durch 
Beschluss nach § 106 Abs. 1 Satz 1 
auf die repräsentativen Aufgaben 
beschränkt ist, für die Verwaltungs-
aufgaben einen allgemeinen Stellver-
treter (§ 105 Abs. 5), den der Rat auf 
Vorschlag des Bürgermeisters durch 
Beschluss nach § 66, der die Vorberei-
tung durch den Verwaltungsausschuss 
erübrigt, beruft; es kommen dafür ein 
Beschäftigter, soweit vorhanden, der 
Gemeinde oder der Samtgemeinde 
oder ein Ratsmitglied in Betracht 
(§  105 Abs. 5). Als Bezeichnung ist 
„Verwaltungsvertreter“ üblich gewor-
den. Es empfiehlt sich, diese Entschei-
dung in der konstituierenden Sitzung 
zu treffen, um den kontinuierlichen 
Gang der Verwaltung zu gewährlei-
sten. Da er als allgemeiner, nicht nur 
als Verhinderungsvertreter dieselben 
Verwaltungsaufgaben wie der Bürger-
meister wahrzunehmen hat, ist seine 
Ernennung zum Ehrenbeamten auf Zeit 
angezeigt. Der entsprechende Rats-
beschluss kann mit der Entscheidung 
über die Person verbunden werden. 
Die Aushändigung der Urkunde obliegt 
dem Bürgermeister (§ 85 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2), der auch den Diensteid abnimmt.

Wenn der Bürgermeister nur die reprä-
sentativen Aufgaben wahrnehmen soll, 
muss, da das dann für die gesamte 
Wahlperiode gilt, der entsprechende 
Beschluss nach § 106 Abs. 1 Satz 1 in 
der konstituierenden Sitzung gefasst 
werden, und zwar anstelle der Beru-
fung eines Verwaltungsvertreters, die 
dann entfällt. Es sollte vor der kon-
stituierenden Sitzung geklärt sein, 
wer in diesem Fall die Funktion des 
Gemeindedirektors übernimmt, nach 
gegenwärtiger Rechtslage ein anderes 
Ratsmitglied, der Samtgemeindebür-
germeister oder ein Mitglied des Lei-
tungspersonals der Samtgemeinde, 
die aber damit einverstanden sein 
müssen, oder auch ohne sein Einver-
ständnis der allgemeiner Vertreter des 
Samtgemeindebürgermeisters (§ 106 
Abs. 1 Satz 2), jedoch ist in der zur 
Zeit im Landtag beratenen Novelle 
(Drs. 17/5423) vorgesehen, bei seinem 
Einverständnis wieder dem Samtge-
meindebürgermeister den Vorrang ein-
zuräumen. Der Beschluss nach § 106 
Abs. 1 Satz 1 bedarf als innerorgani-
satorischer Akt nicht der Vorbereitung 
durch den Verwaltungsausschuss und 
wegen des engen Zusammenhangs mit 
ihm auch nicht der über die Berufung 
des Gemeindedirektors. Der Gemein-
dedirektor, in Städten: Stadtdirek-
tor, ist, ohne dass dafür ein weiterer 
Ratsbeschluss erforderlich ist, durch 
Urkunde, die der Bürgermeister aus-
händigt, nachdem sie von ihm und 
einem weiteren Ratsmitglied, das bei 
Uneinigkeit unter mehreren Interes-
sierten vom Bürgermeister bestimmt 
wird, unterzeichnet worden ist, in das 
Ehrenbeamtenverhältnis zu berufen 
(§ 106 Abs. 1 Satz 4); die Aushändi-
gung muss nicht in einer Ratssitzung 
erfolgen, sie empfiehlt sich aber in der 
konstituierenden Sitzung. Denn erst mit 
der Aushändigung endet das durch die 
Wahl gesetzlich begründete Ehrenbe-
amtenverhältnis des Bürgermeisters 
(§ 106 Abs. 1 Satz 6), der also bis zu 
diesem Zeitpunkt Amtschef mit allen 
Rechten und Pflichten ist. Der Rat hat 
auch – durch Abstimmung (§ 66) oder 
Wahl (§ 67) – zu beschließen, wer den 
Gemeindedirektor vertritt (§ 106 Abs. 1 
Satz 7) und ob es sich, wie regelmä-
ßig, um eine allgemeine oder um eine 
Verhinderungsvertretung handelt. Auch 
wenn anders als im Falle des §  81 
Abs. 3 Satz 2 der Gemeindedirektor 
kein Vorschlagsrecht für die Berufung 
des allgemeinen Vertreters hat, sollte 
im Hinblick auf die notwendige ver-
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trauensvolle Zusammenarbeit nicht 
jemand gegen seinen Willen berufen 
werden; wie beim Verwaltungsvertreter 
des Bürgermeisters ist die Vorberei-
tung durch den Verwaltungsausschuss 
nicht geboten. Als allgemeiner Vertre-
ter ist die Berufung in das Ehrenbeam-
tenverhältnis auf Zeit wie bei dem Ver-
waltungsvertreter des Bürgermeisters 
angezeigt. Die vom Gemeindedirektor 
auszuhändigende Urkunde ist von ihm 
und dem Bürgermeister zu unterzeich-
nen (§ 106 Abs. 3 Satz 2).

Für die konstituierende Ratssitzung in 
Mitgliedsgemeinden von Samtgemein-
den hätte die Tagesordnung danach 
folgendes Aussehen:

Unter Leitung des Altersvorsitzenden:

  1. Eröffnung der Sitzung

  2. Feststellung der 
Beschlussfähigkeit

  3. Förmliche Verpflichtung und 
Pflichtenbelehrung der Rats-
frauen und Ratsherren durch den 
bisherigen Bürgermeister

  4. Beschluss über die Erhöhung der 
Zahl der Beigeordneten

 	 alternativ: Beschluss 
über den Verzicht auf den 
Verwaltungsausschuss

  5. Wahl des Bürgermeisters auf 
Vorschlag von Fraktionen und 
Gruppen

 	 alternativ: auf Vorschlag aus der 
Mitte des Rates

  6. Vereidigung des Bürgermeisters 
(wenn nicht der Beschluss nach 
§ 106 Abs. 1 gefasst werden soll)

Unter Leitung des Bürgermeisters:

  7. Feststellung der Tagesordnung

  8. Beschluss über die 
Geschäftsordnung

  9. Beschluss über Wahleinsprüche

10. Wenn nicht der Verzicht auf ihn 
beschlossen ist: Bildung des 
Verwaltungsausschusses

11. Wahl der stellvertretenden 
Bürgermeister aus den 
Beigeordneten

 	 alternativ: Aus der Mitte des 
Rates

12. Bildung der Fach- und sonder
gesetzlichen Ausschüsse, Beset-
zung sonstiger Stellen

13. Vereidigung des Bürgermeisters

14. Beschluss über den allgemeinen 
Vertreter

 	 alternativ: Beschluss nach § 106 
Abs. 1 Satz 1

15. Beschluss über die Bestimmung 
des Gemeindedirektors und Beru-
fung in das Ehrenbeamtenverhält-
nis durch den Bürgermeister

16. Beschluss über die Bestim-
mung des Vertreters des 
Gemeindedirektors.

6. �Besonderheiten für Orts-/ 
Stadtbezirksräte

Für das Verfahren des Orts-/Stadt-
bezirksrats gelten die Vorschriften für 
den Rat entsprechend (§ 91 Abs. 5 
Satz 1), also auch die für die konstitu-
ierende Sitzung, soweit nicht Abwei-
chungen normiert sind. Der Vorsit-
zende des Orts-/Stadtbezirksrats mit 
der Bezeichnung Orts-/Stadtbezirks-
bürgermeister (§ 92 Abs. 1 Satz 2) führt 
nach dem Ende der Wahlperiode seine 
Tätigkeit bis zur Neuwahl eines Vorsit-
zenden fort (§ 92 Abs. 3 Satz 2); das gilt 
bei seiner Verhinderung auch für sei-
nen Stellvertreter, der in der konstituie-
renden Sitzung gewählt werden muss 
(§ 92 Abs. 1 Satz 1). Er beruft also vor (§ 
59 Abs. 2 Satz 1) oder nach Beginn der 
Wahlperiode mit einer Ladungsfrist von 
einer Woche (§ 59 Abs. 2 Satz 2) zur 
konstituierenden Sitzung ein (§ 92 Abs. 
2), die innerhalb eines Monats nach 
dem Beginn der Wahlperiode stattfin-
den muss (§ 59 Abs. 2 Satz 1). Einzu-
laden sind die am allgemeinen Kom-
munalwahltag (11.9.2016) gewählten 
Orts-/Stadtbezirksratsmitglieder (§ 92 
Abs. 2 Satz 1) und die dann ebenfalls 
gewählten Ratsmitglieder, die in der 
Ortschaft/dem Stadtbezirk wohnen 
oder in deren Wahlbereich die Ort-
schaft/der Stadtbezirk ganz oder teil-
weise liegt, wenn die Hauptsatzung 
das bestimmt; diese Ratsmitglieder 
sind Mitglieder des Orts-/Stadtbezirks-
rat, auch wenn ihnen das Stimmrecht 
fehlt (§ 91 Abs. 3) und bilden mit den 
direkt gewählten Mitgliedern den Orts-/
Stadtbezirksrat. Der bisherige Vorsit-
zende stellt auch die Tagesordnung für 
die konstituierende Sitzung auf.

Die Leitung der konstituierenden Sit-
zung obliegt bis zur Wahl des Vorsit-
zenden dem Altersvorsitzenden, nicht 
dem bisherigen Vorsitzenden, wenn er 
nicht zufällig der Altersvorsitzende ist 
(§ 92 Abs. 1 Satz 1). Dieser eröffnet 
die Sitzung und stellt die Beschluss-

fähigkeit fest. Unter seiner Sitzungslei-
tung verpflichtet der bisherige Vorsit-
zende, wie in der im Landtag beratenen 
Novelle (Drs. 17/5423, Art. 1 Nr. 18) klar 
gestellt werden soll, die Orts-/Stadtbe-
zirksratsmitglieder und belehrt sie über 
ihre Pflichten (§ 91 Abs. 4 Satz 1 in 
Verbindung mit § 54 Abs. 3), und zwar 
auch die beratenden, weil sich deren 
Verpflichtung im Rat nur auf ihre Auf-
gaben dort bezieht. Da den beratenden 
Mitgliedern nur das Stimmrecht fehlt, 
sind sie für die Wahl des Vorsitzenden 
vorschlagsberechtigt (§ 56 Satz 1) und, 
da die Wahl aus der Mitte des Orts-/
Stadtbezirksrats erfolgt (§ 92 Abs. 1 
Satz 1), auch wählbar; das gilt auch 
für die Stellvertretung. Die Wahl erfolgt 
nach § 67. Nach seiner Wahl über-
nimmt der Vorsitzende die Sitzungs-
leitung. Es folgen die Feststellung der 
Tagesordnung, der Beschluss über 
etwaige Wahleinsprüche gegen die 
Gültigkeit der Orts-/Stadtbezirksrats-
wahl (§ 91 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1) sowie 
die Wahl (§ 67) der Vertreter des Vorsit-
zenden (§ 92 Abs. 1 Satz 1), deren Zahl 
gesetzlich nicht vorgegeben ist. Eine 
eigenen Geschäftsordnung kann der 
Orts-/Stadtbezirksrat sich nicht geben 
(§ 91 Abs. 5 Satz 2); ebenso wenig 
darf er Ausschüsse bilden (§ 91 Abs. 
5 Satz 3). Natürlich können in der kon-
stituierenden Sitzung auch Beschlüsse 
zu anderen Gegenständen gefasst 
werden, wenn sie in die Tagesordnung 
aufgenommen worden sind. Soweit 
die Hauptsatzung vorsieht, dass der 
Ortsbürgermeister Hilfsfunktionen für 
die Gemeindeverwaltung erfüllt (§ 95 
Abs. 2), obliegt seine Berufung in das 
Ehrenbeamtenverhältnis dem Bürger-
meister; sie muss nicht in der konsti-
tuierenden Sitzung erfolgen.

Danach sähe die Tagesordnung für 
die konstituierende Sitzung des Orts-/
Stadtbezirksrats wie folgt aus:

Unter Leitung des Altersvorsitzenden:

1.	 Eröffnung der Sitzung

2.	 Feststellung der Beschlussfähigkeit

3.	 Förmliche Verpflichtung und 
Pflichtenbelehrung durch den 
bisherigen Vorsitzenden

4.	 Wahl des Vorsitzenden

Unter Leitung des Vorsitzenden:

5.	 Feststellung der Tagesordnung

6.	 Beschluss über Wahleinsprüche

7.	 Wahl der Vertreter des Vorsitzenden.

ALLGEMEINE VERWALTUNG
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Anmeldende Institution
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PLZ  Ort
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Ort/Datum  
Unterschrift

Ich möchte folgende Kurzvorträge besuchen:Forum 1 Forum 2 Forum 3
13:40 15:20

13:40 15:20

ANMELDUNG5. NIEDERSÄCHSISCHER GESUNDHEITSKONGRESS2. November 2016

Postanschrift
Nds. StudieninstitutWielandstr. 8
30169 Hannover 

Fax
0511 15537

E-Mail
Gesundheitskongress@nsi-hsvn.de

Wir bitten um eine schriftliche Anmeldung per E-Mail, Fax oder Post 
bis spätestens 20. Oktober 2016 unter Angabe der Seminar-Nr. 02300

13:40 15:20

Forum 4 Forum 5

13:40 15:20

Ich nehme am 
Abschlussplenum
mit Imbiss teil.

Der Teilnehmer erklärt hiermit sein Einverständnis zur Erstellung von Bildaufnahmen 

seiner Person im Rahmen der Veranstaltung sowie zur Verwendung und Verö�entlichung 

dieser Bildnisse zum Zwecke der ö�entlichen Berichterstattung des NSI.

13:40 15:20

5. Niedersächsischer 
Gesundheitskongress
Gesundheit fördern – in Unternehmen und 
Verwaltungen
Am 2. November 2016 führt das Nie-
dersächsische Studieninstitut (NSI) 
bereits zum 5. Mal den Niedersäch-
sischen Gesundheitskongress im 
Schloss Herrenhausen durch – das ist 
schon eine kleine Tradition.

Das NSI bietet mit dieser Tagesver-
anstaltung eine Plattform, die in Nie-
dersachsen ihresgleichen sucht. Eine 
Mischung aus Expertenvorträgen, 
Diskussionsforen und eigenem Netz-
werkaustausch prägt den Kongresstag. 
Auch in diesem Jahr sind wieder hoch-
karätige Experten vertreten.

Schwerpunktthema des diesjährigen 
Programms ist Personalführung und 
Gesundheit. Die Vorträge und Diskus-
sionen zu Führung im demografischen 
Wandel und zu den Fragen, welche Art 
von Führung krank macht, beziehungs-
weise, wie gesunde Führung aussieht, 
vermitteln einen vertieften Einblick in 
diesem wichtigen Themenbereich.

Bundesligaschiedsrichterin Bibiana 
Steinhaus gibt zudem einen Einblick in 

die Welt stressbedingter 
Entscheidungssituati-
onen.

Neben dem Deutschen 
Zentrum für Individua-
lisierte Prävention und 
Leistungsverbesserung 
(DZIP), Gesundheitswirt-
schaft Hannover e. V. sowie 
der IHK Hannover sind erst-
mals die Unternehmerver-
bände Niedersachsen (UVN) 
sowie das Niedersächsische 
Ministerium für Inneres und 
Sport Veranstaltungspartner. 
Auch in diesem Jahr ist die 
Preisverleihung im Rahmen 
des von Gesundheitswirt-
schaft Hannover e. V. ausge-
schriebenen Gesundheits-
wettbewerbs „Vorsprung“ Teil 
des Gesundheitskongresses.

Das ausführliche Programm, 
weitere Informationen sowie 
den Anmeldevordruck gibt es auf der 
Internetseite www.nsi-hsvn.de

ALLGEMEINE VERWALTUNG

Sicheres Wohnen im Quartier Wunstorf Oststadt 
Von Robert Lehmann, Referatsleiter Bau der Stadt Wunstorf

Das Quartier Wunstorf Oststadt 
des Wunstorfer Bauvereins wurde 
im Februar 2016 mit dem Qualitäts-
siegel „Sicheres Wohnen“ prämiert. 
Erstmals wurde ein Wohnensemble 
mit insgesamt 34 Gebäuden aus-
gezeichnet. Das Siegel mit dem 
Prädikat „hohe Qualität“ wurde am 
10. Februar 2016 von der Nieder-
sächsischen Justizministerin Antje 
Niewisch-Lennartz im Rahmen der 
Sicherheitspartnerschaft Städtebau 
verliehen.

Beschreibung der 
Sicherheitspartnerschaft

Die Sicherheitspartnerschaft1 wurde 
eingerichtet, um die städtebauliche 
Kriminalprävention frühzeitig auch bei 
städtebaulichen Planungen zu berück-
sichtigen und ein vernetztes Handeln 
der beteiligten Akteure zu erreichen. 
Zielsetzung ist es, Faktoren, welche die 
Kriminalität reduzieren können, bereits 
in der Planungsphase zu beachten und 

1 � Die Inhalte zur Sicherheitspartnerschaft ent-
stammen der Webseite http://www.sicherheit-
staedtebau.de (zugegriffen am 24. März 2016)

somit die Lebensqualität und Attrakti-
vität zu steigern. Die Tätigkeitsfelder, 
welche in der Sicherheitspartnerschaft 
betrachtet werden, sind in Schutzdi-
mensionen und Kriterien untergliedert, 
die in Abbildung 1 dargestellt sind.

Durch die Verleihung des Qualitäts-
siegels für sicheres Wohnen sol-
len gute Beispiele in den vorstehend 
genannten Tätigkeitsfeldern bekannt 
gemacht werden und weitere Akteure 
motiviert werden, sich ebenfalls in 
diesem Bereichen zu engagieren. Die 
Bewerbungen für das Siegel werden 
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Abbildung 1: Schutzdimensionen und Kriterien

QUELLE: SCHUBERT, HERBERT (2012) IN 
WEBSEITE SICHERHEIT IM STÄDTEBAU

Schutz durch städtebauliche Form, 
architektonische Gestaltung und 
technische Ausstattung

Sechs Kriterien
1.	 Zugangsbedingungen und 

technische Sicherung

2.	 Beleuchtung

3.	 Orientierung und 
Sichtbarkeit

4.	 Sichere Abstell- 
möglichkeiten

5.	 Räumliche An- und 
Zuordnungen

6.	 Infrastrukturelle 
Anbindung

Schutz durch 
Nutzungsverantwortung
Drei Kriterien
11.	 Beteiligung und Aktivierung 

der Bewohnerschaft

12.	 Übernahme von Verantwortung 
in der Nachbarschaft

13.	 Belebung des Quartiers

Schutzdimensionen und Kriterien 
des Niedersächsischen Qualitätssiegels für sicheres Wohnen

Schutz durch 
städtebauliche 

Form, architekto-
nische Gestaltung 

und technische 
Ausstattung

Schutz durch 
Management

Schutz durch 
Nutzungsverantwortung

Schutz durch Management: 
Engagement aufgrund von 

Eigentum, Vermietung, Verwaltung

Vier Kriterien
7. Regelwerk der 
Vermietung bzw. 

Nutzung

8. Förderung der 
Hausgemeinschaft

9. Sauberkeit und 
Instandhaltung

10. Kooperation mit 
anderen Institutionen

von einem fachlich besetzten Audito-
renteam vorgeprüft und danach – bei 
positiver Prüfung – mit einer Qualitäts-
stufe versehen.

Beschreibung des Quartiers

Das prämierte Quartier Oststadt befin-
det sich in der Kernstadt Wunstorfs im 
Westen der Region Hannover und liegt 
entlang der Wilhelm-Busch-Straße. Der 
Gebäudebestand stammt aus den Jah-
ren 1952 bis 1961 und diente überwie-
gend der Schaffung von Wohnraum für 
Menschen, die seinerzeit in Osteuropa 
von Flucht und Vertreibung betrof-
fenen waren. Es existieren fünf in sich 
geschlossene Bereiche mit 34 drei- bis 
viergeschossigen Wohngebäuden mit 
insgesamt rund 300 Wohneinheiten. 
Die Wohnungen verfügen über eine 
Größe von überwiegend rund 65 Qua-
dratmetern. Im Quartier leben etwa 
600 Bewohner, wobei einige bereits 
dort seit der Errichtung der Gebäude 
wohnen. Die Altersstruktur ist bunt 
gemischt, sodass neben Senioren 
auch jüngerer Familien im Quartier mit-
einander leben. 

Das Quartier hat eine Größe von ins-
gesamt rund drei Hektar und ist durch 
reale Barrieren wie Hecken vom Stra-
ßenraum sowie den Nachbargrund-
stücken abgegrenzt. Die halb-öffent
lichen Räume sind allerdings offen und 
einsehbar gestaltet, so dass Blickbe-
ziehungen von den Gebäuden in die 
Außenanlagen möglich sind und ein 
stärkeres Maß an sozialer Kontrolle 
ermöglichen. 

In den Jahren zwischen 1998 und 
2009 wurden die Wohngebäude vor 
allem im Bereich der Wärmedämmung 
sowie den Außenräumen nacheinan-
der saniert. In diesem Zuge konnten 

auch noch einige Dachgeschosswoh-
nungen erweitert werden. Alle Woh-
nungen verfügen über einen Balkon 
mit Blick auf die gemeinschaftlichen 
Außenbereiche. In den Bereichen 
um die Heinrich- und Friedrichstraße 
wurden die Hauseingänge durch ver-
glaste Vorbauten erweitert, um zusätz-
lichen Raum zum Abstellen von Rolla-
toren und Kinderwagen zu schaffen, 
aber auch um die Einsehbarkeit zu 
verbessern. 

Sicheres Wohnen im Quartier 
Oststadt

Bezogen auf ein sicheres Wohnen im 
Quartier wurden vom Wunstorfer Bau-
verein verschiedene Zielsetzungen 
verfolgt. Wichtig ist hervorzuheben, 
dass eine Implementierung von nöti-
gen Maßnahmen im Bestand immer 
schwieriger zu erzielen ist, als in einer 
Neuplanung. Zudem war aufgrund der 
Fokussierung auf ein ganzes Quartier 
mit einer heterogenen Gebäudestruk-
tur die Planung individueller Maßnah-
men erforderlich.
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Insgesamt verfolgt der Wunstorfer 
Bauverein als Genossenschaft die Ziel-
setzung eine längerfristige Mieterbin-
dung zu erzielen. Die Sicherheit dient 
als ein besonderes Qualitätsmerkmal 
des Quartiers für die Bewohnerinnen 
und Bewohner. Die Umsetzung des 
Quartiersgedanken durch die Einrich-
tung einer Begegnungsstätte vor Ort 
soll helfen, für die Bewohner einen 
Austausch zu ermöglichen, aber auch 
die Identität mit ihrem Quartier zu 
erhöhen. Desweiteren können durch 
den Austausch zwischen den Bewoh-
nern untereinander, wie auch mit der 
Hausverwaltung, die Wünsche und 
Anregungen direkt aufgenommen und 
möglichst umgesetzt werden. Dies 
trägt letztlich auch dem Genossen-
schaftscharakter Rechnung.

Die umgesetzten Maßnahmen las-
sen sich in die vorstehend genannten 
Schutzdimensionen und Kriterien wie 
folgt einordnen:

Schutz durch städtebauliche, architek-
tonische Gestaltung und technische 
Ausstattung

•	 Einstellplätze und Garagen gut 
einsehbar,

•	 abschließbare Kellerräume, Rolla-
torboxen und Fahrradports,

•	 große, farbig markierte Hausnum-
mern sowie gleichfarbige Haus-
nummern, Balkone und Brief-
kästen zur Wiedererkennung,

•	 einladende Grünfläche mit Bänken 
und Wäscheleinen,

•	 Gehwege zum Garten und Keller-
außentreppen sind von den Bal-
konen einsehbar,

•	 Kindergarten, Spielplatz und 
Grundschule befinden in weni-
ger als fünf Minuten fußläufig 
erreichbar,

•	 die Jugendeinrichtung ,,Bauhof‘‘ 
und eine weiterführende Schule 
sind fußläufig erreichbar,

•	 Bushaltestelle vor Ort 
,,Heinrichstraße‘‘.

Schutz durch Nutzungsverantwortung

•	 Treppenhausreinigung und zusätz-
liche Pflege der Außen- oder 
Gemeinschaftsanlagen wird durch 
Mieter erbracht. 

Schutz durch Management 

•	 Begegnungsstätte 
„Wilhelm-Busch-Pavillon“, 
diverse Angebote vom gemein-
samen Kaffeetrinken bis zur 
Stuhlgymnastik,

•	 Unterstützung durch 
Sozialarbeiterin,

•	 umfassende Betreuung für die 
Mieter durch die Mitarbeiter der 
Hausverwaltung gewährleistet,

•	 Winterdienst und Pflege der 
Außenanlage durch eigene 
Mitarbeiter,

•	 zusätzliche Angebote für die 
Bewohner: Mitgliederver-
sammlungen, Mieterfahrt, 
Adventskaffeetrinken.

Städtische Perspektive

Die Stadt Wunstorf pflegt seit Jahren 
eine enge Zusammenarbeit mit dem 
örtlichen Polizeikommissariat. Es fin-
den regelmäßig Sicherheitsgespräche 
statt, bei denen alle aktuell relevanten 
Themenstellungen rund um die Sicher-
heit eine wichtige Rolle einnehmen. 

Begegnungsstätte für die Bewohner – „Wilhelm-Busch-Pavillon“

Außenanlage Wilhelm-Busch-StraßeHauseingangsbereich

Abschließbare Rollatorboxen
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Daher begrüßt die Stadt ausdrück-
lich die Initiative des Bauvereins, da 
die Betrachtung des Quartiers auch 
zwangsläufig die städtischen öffent
lichen Räume mit beinhaltet. Obgleich 
hierdurch auch Synergien beispiels-
weise bei einer abgestimmten und 
harmonischen Gestaltung ermöglicht 
werden, macht es auch Sinn, dass 
die Betrachtung sicherheitsrelevanter 
Punkte nicht auf den privaten Grund-
stücken halt macht und damit zu einem 
Gesamtkonzept werden kann. 

Desweiteren sollen Wohnungen den 
Bewohnern vor allem auch Sicherheit 
und Geborgenheit geben. Daher stellt 
ein sicheres Quartier einen wichtigen 
Baustein eines attraktiven Wohngebiets 
dar. Neben der objektiven Sicherheit 
ist auch die subjektive Wahrnehmung 
der Bewohner, sich im Quartier sicher 
zu fühlen ein zentraler Aspekt. Ergän-
zend zu den baulichen Maßnahmen 
leistet aus Sicht der Stadt Wunstorf 
auch die Förderung der aktiven Nach-
barschaft einen essentiellen Beitrag 
zum Sicherheitsempfinden.

Letztlich wünscht sich die Stadt 
Wunstorf, dass durch die Prämierung 
eine Vorbildwirkung für andere Quar-
tiere im Stadtgebiet ausgeht und wei-
tere Bereiche genauer in Bezug auf die 
Sicherheit betrachtet werden.

Niedersächsische Justizministerin 
übergibt Qualitätssiegel „Sicheres 
Wohnen“ an den Bauverein Wunstorf
„Das Qualitätssiegel wurde im 
Februar (am 10.2.2016) erstmals 
für ein ganzes Gebäudeensemble 
vergeben, welches 34 Gebäude mit 
298 Wohnungen umfasst und sich 
über sieben Straßenzüge erstreckt. 
Das ist in der Historie des Siegels 
bisher einzigartig. Die ‚Familie der 
Siegelträger‘ ist außerdem um ein 
Mitglied reicher geworden, denn 
erstmals verleihen wir das Siegel 
am Standort Wunstorf.“, berich-
tet die Justizministerin Antje Nie-
wisch-Lennartz bei der Übergabe 
der Auszeichnung an die Vor-
stände des Wunstorfer Bauver-
eins Erika Thake und Michael Nahr-
stedt sowie Projektverantwortliche 
Kathrin Zarbock. Zugegen bei der 
Übergabe im Wilhelm-Busch-
Pavillon in Wunstorf waren unter 
anderem Carsten Ens als Vertre-
ter vom Verband der Wohnungs- 
und Immobilienwirtschaft Nie-
dersachsen und Bremen e. V., die 
stellvertretende Geschäftsführerin 
des Landespräventionsrates Nie-
dersachsen Susanne Wolter sowie 
der Bürgermeister von Wunstorf, 
Rolf-Axel Eberhardt. 

Der Wunstorfer Bauverein hat als 
erstes Unternehmen das Qua-
litätssiegel „Sicheres Wohnen“ 
für ein gesamtes Quartier erhal-
ten. Bei dem Quartier handelt es 
sich um ein Wohngebiet mit 298 
Wohneinheiten in der Oststadt 
von Wunstorf. Ausschlaggebend 
für die Vergabe waren neben den 
gut einsehbaren und gepflegten 
Außenanlagen, die Sicherheits-
ausstattung der Objekte sowie die 
Begegnungsstätte für die Anwoh-
ner, der „Wilhelm-Busch-Pavillon“. 

„Wir sind sehr stolz auf diese Aus-
zeichnung. Mit ihr wird unser Enga-
gement für dieses Quartier gewür-
digt und anerkannt. Das ist für uns 
ein Ansporn diesen Weg auch in 
Zukunft konsequent weiter zu 
gehen“, sagt Vorstandsmitglied 
Michael Nahrstedt. Weiterhin lobt er 

die Arbeit der Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen, die dafür Sorge tra-
gen, dass die Mieter sich wohlfüh-
len und das Wohngebiet stets auf 
sehr hohem Niveau bewirtschaf-
tet wird. Insbesondere die Mitar-
beiter, des unternehmenseigenen 
Bauhof, kümmern sich liebevoll 
und arbeitsintensiv um die Garten- 
sowie Außenanlagen und sorgen 
für das richtige Wohlfühlambiente. 

Die auf Initiative des niedersäch-
sischen Sozialministeriums gegrün-
dete „Sicherheitspartnerschaft im 
Städtebau in Niedersachsen“ hat 
sich zum Ziel gesetzt, die Lebens-
qualität und Attraktivität der Städte 
und Gemeinden zu steigern und 
dabei den Fokus auf das Thema 
Sicherheit in Wohngebieten zu 
legen. Um diesen Prozess zu ver-
stärken, hat die Sicherheitspartner-
schaft im Städtebau in Niedersach-
sen ein Qualitätssiegel für sicheres 
Wohnen entwickelt, mit dem Wohn-
objekte in Städten und Gemeinden, 
die eine hohe Lebensqualität auf-
weisen und aktiv an einem posi-
tiven sozialen Umfeld arbeiten, 
ausgezeichnet werden können. 
Für die Vergabe des Qualitätssie-
gels werden neben technischen, 
objektiven Sicherheitsvorkeh-
rungen auch Aspekte einbezogen, 
die die subjektive, gefühlte Sicher-
heitslage betreffen. Dabei han-
delt es sich zum Beispiel um die 
Förderung von funktionierenden 
Nachbarschaften und Verantwor-
tung, die Gestaltung und Sauber-
keit von Innen- und Außenanlagen 
und die Einbindung und Erreichbar-
keit von Versorgungseinrichtungen 
und Nahverkehrsmitteln. Das Nie-
dersächsische Qualitätssiegel für 
sicheres Wohnen wird mit einem 
Zertifikat des Prüfjahres durch das 
Niedersächsische Ministerium für 
Soziales, Frauen, Familie, Gesund-
heit und Integration vergeben.

(Pressemitteilung des Gemein
nützigen Bauvereins Wunstorf eG)

Zertifikat „Sicheres Wohnen – hohe Qualität“ 
für das Quartier Oststadt
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Landespsychiatrieplan 
Niedersachsen
Der Landespsychiatrieplan Nie-
dersachsen stellt ausführlich den 
Stand, die Entwicklung und die 

Rahmensetzung für die psychiatrische Versorgung in 
Niedersachsen dar.

Einleitend werden Auftrag, Ziele und Rahmensetzung 
dargestellt. Zu den Rahmenbedingungen gehören die 
aktuelle Bevölkerungsstruktur und deren Entwicklung 
ebenso wie die Entwicklung psychischer Erkrankungen 
und die daraus abzuleitenden Konsequenzen.

Als Basis der Landespsychiatrieplanung sind ethisch-fach-
liche Grundsätze formuliert. Diese Grundsätze umfassen 
einerseits zeitgemäße Standards für sowie Erwartungen 
und Forderungen an das System, an die dort Beschäf-
tigten, Beteiligten und Betroffenen Personen; andererseits 
stellen sie auch eine Selbstverpflichtung des Systems 
und der in ihm aktiven Personen dar, entsprechend dieser 
Grundsätze zu handeln und sich im gemäß zu verhalten.

Darauf aufbauend werden Handlungsempfehlungen, 
Strategien und Entwicklungsschritte beschrieben.

Diese stehen unter den Überschriften Partizipation und 
Selbsthilfe, Versorgung von Kindern und Jugendlichen, 
Erwachsene psychisch kranke Menschen, Psychische 
Erkrankungen im Alter, Suchtkranke und psychiatrische 
Versorgung, Maßregelvollzug sowie Planung, Steuerung 
und Koordination.

Des weiteren werden Vorschläge für nächste Schritte, 
prioritäre Entwicklungsfelder sowie das weitere Vorge-
hen dargestellt.

All dies ist ausführlich in einem Berichtsband (228 Seiten) 
dargestellt. Dieser steht unter folgender Adresse zum 
Download zur Verfügung:
www.ms.niedersachsen.de/download/107645

Ergänzend steht eine Zusammenfassung zur Verfügung, 
die die wichtigsten Ergebnisse, Aussagen und Empfeh-
lungen beziehungsweise Eckpunkte des Landespsychia
trieplans enthält. Diese Zusammenfassung steht unter 
folgender Adresse zum Download zur Verfügung:
www.ms.niedersachsen.de/download/107617

EDV UND E-GOVERNMENT

Vereinbarung zum E-Payment in 
Niedersachsen unterzeichnet
Das elektronische Bezahlen von Ver-
waltungsleistungen, die über das 
Internet angeboten werden, soll in 
Niedersachsen über eine einheit
liche Plattform erfolgen. Das haben 
Niedersachsens Minister für Inne-
res und Sport, Boris Pistorius, Ver-
treter der kommunalen Spitzenver-
bände, des Sparkassenverbandes 
Niedersachsen, der GiroSolution 
AG und der GovConnect GmbH 
vereinbart.

Die öffentlichen Verwaltungen in 
Niedersachsen bieten zunehmend 
Online-Dienstleistungen an. Diese 
Dienstleistungen können insbeson-
dere dann für die Verwaltungen einen 
erheblichen Vorteil darstellen, wenn 
alle notwendigen Schritte tatsächlich 
online durchgeführt werden können. 
In vielen Fällen ist die Bezahlung einer 
Gebühr Bestandteil des Verfahrens.

Oben v. l. n. r.: Ulrich Mädge, Doris Kleinwächter (LGLN), Professor Dr. Hubert Meyer. 
Unten v. l. n. r.: Torsten Sander, Thomas Mang und Boris Pistorius.
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Im Rahmen eines Projektes zur Rea-
lisierung der Online-Außerbetriebset-
zung von Kraftfahrzeugen (iKfz) wurde 
von der GovConnect GmbH (gemein-
same Gesellschaft der kommunalen 
IT-Dienstleister Niedersachsens) das 
Produkt pmPayment entwickelt. Die-
ses stellt ein Komplettpaket für das 
Management von E-Payment für alle 
Online-Bezahlvorgänge in der Verwal-
tung dar. Mit Hilfe von pmPayment 
wird die Integration des E-Payments in 
kommunale Web-Auftritte vereinfacht, 
die Kommunikation mit einem Bezahl-
dienstanbieter sicher abgewickelt und 
die Anbindung an das Finanzverfahren 
der jeweiligen Kommune ermöglicht. 
pmPayment unterstützt die Bezahl-
dienst-Lösung „GiroCheckout“ der 
GiroSolution AG. Giro Solution ist ein 
Partner der Sparkassen-Finanzgruppe 
und integriert mit seiner Lösung die 
marktgängigen Bezahlverfahren giro-
pay, Lastschrift und Kreditkarten. 
Darüber hinaus wird die E-Payment-
Lösung der Sparkassen-Finanzgruppe 
(GiroCheckout) inzwischen auch vom 
Niedersächsischen Sparkassenver-
band vermarktet und von den örtlichen 
Sparkassen in Zusammenarbeit mit 
der GiroSolution AG vertrieben.

Vor diesem Hintergrund wollen die 
Unterzeichner – für den Niedersäch-
sichen Städtetag unterzeichnete Vize-
präsident Ulrich Mädge – der Verein-
barung das Land Niedersachsen und 
die niedersächsischen Kommunen 
sowie deren Einrichtungen bei der 
Einführung von Lösungen für das 
elektronische Bezahlen unterstützen. 
Dabei sollen die Anforderungen des 
Gesetzes zur Förderung der elektro-
nischen Verwaltung (EGovG) berück-
sichtigt und durch Online-Lösungen 
erfüllt werden.

Durch den „Letter of Intent“ zum E-Pay-
ment in Niedersachsen haben sich die 
Unterzeichner dafür ausgesprochen, 
zusammen in einem Kooperations-
projekt zwischen Land, Kommunen, 
Sparkassen und Datenzentralen ein 
einheitliches landesweit verfügbares 
Verfahren einzusetzen. Der Nieder-
sächsische Minister für Inneres und 
Sport, Boris Pistorius, resümiert: „Das 
neuartige Bezahlverfahren im Internet 
soll landesweit eingesetzt werden 
und die Modernisierung in der Lan-
des- und Kommunalverwaltung för-
dern und vorantreiben. Das Verfahren 
bietet hier eine wirtschaftliche Lösung 
und Handlungssicherheit.“

„Elektronisches Bezahlen (E-Payment) 
wird einen wichtigen Beitrag für eine 
bürgerfreundliche und moderne Ver-
waltung leisten. Dafür müssen daten-
schutzgerechte, sichere und effiziente 
Verfahren bereitgestellt werden.

Entscheidend ist, dass alle Verfah-
rensschritte – einschließlich einer 
Bezahlmöglichkeit – online abge-
wickelt werden können. Besonders zu 
loben in dem Projekt ist die sehr gute 
Zusammenarbeit von Land, Kommu-
nen, Kommunalen Datenzentralen 
und Sparkassen“, erklärte Uwe-Peter 
Lestin, 1. Vizepräsident des Nieder-
sächsischen Städte- und Gemeinde-
bundes, für die Arbeitsgemeinschaft 
der Kommunalen Spitzenverbände 
Niedersachsens, der auch der Nieder-
sächsische Landkreistag und der Nie-
dersächsische Städtetag angehören.

Ein erster Meilenstein zur Erreichung 
dieses Ziels wurde bereits gelegt. 
Neben fast 40 Landkreisen und kreis-
freien Städten setzt seit dem 1. März 
2016 auch das Landesamt für Geo-
information und Landesvermessung 
Niedersachsen (LGLN) das Produkt 
pmPayment erfolgreich ein. Seitdem 
können die Kunden des LGLN die 
Dienste „Bodenrichtwerte“, „Immo-
bilienpreiskalkulator“, „Grundstücks-
marktberichte“ und „Zwangsverstei-
gerungsgutachten“ im Einzelabruf über 
die Lösung pmPayment der GovCon-

nect GmbH bezahlen. Als Zahlungs-
möglichkeit stehen dabei die Verfah-
ren der deutschen Kreditwirtschaft, 
Giropay, Lastschrift, Kreditkarte und 
zukünftig auch paydirekt zur Verfügung.

„Mit paydirekt können die Menschen 
in Niedersachsen nunmehr sicher, 
einfach und schnell Verwaltungslei-
stungen über das Internet mit dem 
eigenen Girokonto bezahlen. Die 
Sparkassen bieten damit den Bürge-
rinnen und Bürgern sowie den Kom-
munen ein in sich geschlossenes Sys-
tem mit Vorteilen für alle“, unterstrich 
Thomas Mang, Präsident des Spar-
kassenverbandes Niedersachsen.

Der Einsatz des Produkts pmPayment 
soll nun weiter ausgebaut werden und 
anwendungsübergreifend das Bezah-
len im Internet ermöglichen. Dabei 
wird der komplette Prozess vom 
Online-Bezahlvorgang über die Anbin-
dung der Fachanwendungen und des 
Bezahldienstes bis hin zur Integration 
der Finanzverfahren abgebildet.

„Es ist eine richtige Entscheidung, 
dass hier ein gemeinsamer Weg in Nie-
dersachsen beschritten wird. Dadurch 
entstehen wirtschaftliche Vorteile für 
alle Beteiligten und man kommt dem 
Ziel, möglichst Standardkomponenten 
einzusetzen, ein gutes Stück näher“, 
findet der Geschäftsführer der Gov-
Connect GmbH, Torsten Sander.
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Der Brexit – Zukunft Europas?
Eine kommunale Sicht auf einen Abschied Großbritanniens aus der EU

Von Uwe Zimmermann, Stellvertretender Hauptgeschäftsführer 
des Deutschen Städte- und Gemeindebundes, Berlin

Einige Zeit hatte der ein oder andere 
ihn verfolgt, den Wahlkampf in Groß-
britannien um die Frage des Brexit, des 
Austritts aus der Europäischen Union. 
Kaum jemand hatte geglaubt, dass es 
dazu kommen würde. Anscheinend 
auch nicht einige populäre Befürwor-
ter des Brexit im Vereinigten König-
reich selbst, die nach dessen Erfolg 
wie erschreckt von der Bühne spran-
gen. Die englischen kommunalen Spit-
zenverbände hatten sich in diesem 
Wahlkampf bewusst neutral verhalten. 
Fordern seit dem Ausgang des Refe-
rendums aber nachdrücklich, bei den 
Brexit-Verhandlungen mit am Tisch 
zu sitzen, weil dieser die Städte und 
Gemeinden erheblich betreffe. Was 
bedeutet der Brexit für die Kommunen 
in Europa und was können und sollten 
diese nun tun?

„Norwegen Plus“, der Deckname für 
britische Sonderrechte, ein möglichst 
guter Deal zwischen London und Brüs-
sel und das unbedingte Verhindern von 
„Rosinenpicken“ beim Austritt, all das 
sind Schlagworte, die die öffentliche 
Debatte seit dem Austritts-Votum der 
Briten prägen. Hatte mit dem ehe-
maligen Bürgermeister von London, 
Boris Johnson, bei einer der letzten 
ganz großen Wahlkampfveranstaltung 
doch noch jemand wortreich den Tag 
der Abstimmung zum National Inde-
pendence Day, zum Nationalen Unab-
hängigkeitstag küren wollen, so wurden 
gleich nach der Wahl deutlich kleinere 
Brötchen gebacken. Gerne hätte man 
die Vorzüge vor allem des gemein-
samen EU-Binnenmarktes auf der Insel 
weiterhin. Ohne aber auch die gemein-
samen Pflichten mitzutragen. Dass das 
nicht gehen kann, leuchtet rasch ein.

Keinesfalls darf der Brexit von seinen 
Ergebnissen her zur Nachahmung in 
Europa anregen! Auch wenn andere 
europafeindliche Gruppierungen in 
weiteren EU-Mitgliedstaaten sich wohl 
kaum von einer „strengen Behand-
lung“ der Briten werden beeindrucken 
lassen. Selbst wenn Großbritannien bei 
den Brexit-Verhandlungen in samt und 
sonders allen Punkten verlieren würde 

– weitere Exit-Entscheidungen in Eur-
opa bleiben möglich. Da hilft der Ruf 
nach „Mehr Europa gerade jetzt!“ alleine 
nicht aus. Wir brauchen eine bessere 
EU, eine EU, die sich vor Ort bei den 
Menschen erklärt, ihre Vorteile, ihren 
Nutzen und ihre Unverzichtbarkeit über-
zeugend darlegt und zeigt. Dazu wird es 
einer echten und fairen europäischen 
Partnerschaft aller öffentlichen Ebenen 
mit Verantwortung bedürfen: der EU, 
der Mitgliedstaaten, der Länder und 
Regionen und nicht zuletzt der Städte, 
Gemeinden und Kommunen. Nur dann 
wird es Populisten mit ihren einfachen 
Parolen nicht mehr gelingen, Massen 
gegen Europa in Bewegung zu bringen.

Den Brexit aber damit erklären zu wol-
len, dass dessen Kampagne mit Fehl- 
und Falschbehauptungen geradezu 
gespickt war, das alleine reicht zur Deu-
tung seines Erfolges auch nicht aus. 
Wie der Sieg der Austrittsbefürworter 
im Vereinigten Königreich nach über 40 
Jahren EU-Mitgliedschaft, Erfolg und 
Integration überhaupt möglich war, das 
muss mit offenen und ehrlichen Fragen 
und Antworten geklärt werden. Auch 
dann, wenn es unangenehm ist.

Zentrale Brexit-Themen

Viele Themen wurden im Brexit-Wahl-
kampf aufgegriffen. Drei davon schie-
nen eine besondere Bedeutung zu 
haben: erstens, die Befürchtung, in 
Finanz- und Wirtschaftskrisen wie zum 
Beispiel in Griechenland mit hineinge-
zogen zu werden, zweitens das Gefühl, 
von Brüssel aus in der EU zu sehr 
bestimmt und „gegängelt“ zu werden 
und nicht zuletzt drittens die Angst vor 
Migration, vornehmlich mit Blick auf 
den freien Zuzug von EU-Ausländern. 
Dazu mag auch die langjährige europa-
kritische Haltung der britischen Regie-
rung, das „EU-Bashing“ maßgeblich 
beigetragen haben. Das konnte Ex-
Premier Cameron in den letzten sechs 
Wochen vor dem Referendum dann 
auch nicht mehr heilen.

Was bei allen drei Themen als Gemein-
samkeit auffällt, ist zunächst kein sach-
licher Zusammenhang, wohl aber ein 

emotionaler: Befürchtungen, schlechte 
Gefühle, Angst. Dem hatte Europa 
allem Anschein nach nicht genug ent-
gegenzusetzen, nämlich optimistische 
und positive Gefühle und Einschät-
zungen über die EU. Das wird maß-
geblich damit zusammenhängen, dass 
Europa für die meisten Menschen emo-
tional wenig erlebbar ist und erlebt wird. 
Dass wir Frieden und Wohlstand in Eur-
opa gesichert haben, das wird wegen 
der Gewöhnung daran kaum mehr 
als enorme Errungenschaft reflektiert. 
Sicher, beim Urlaub sind offene Gren-
zen sehr praktisch, das wird mit Freude 
zur Kenntnis genommen, aber man hat 
sich bereits als Selbstverständlichkeit 
daran gewöhnt. Und darüber hinaus?

Initiativen wir das Erasmus-Programm 
für Studierende sind gewiss ein sinn-
volles und erfolgreiches Förderinstru-
ment der EU. Die enorme Zahl von 
über drei Millionen junger Europäer hat 
dadurch große Schritte in und nach Eur-
opa machen können. Der Europäische 
Freiwilligendienst, auch das ist eine 
sehr gute Initiative. Die Deutsch-Grie-
chische Versammlung (www.grde.eu) 
ist eine besonders hervorzuhebende 
Arbeit. Es gibt auch engagierte Städte- 
und Schulpartnerschaften, aber deren 
Zahl und Aktive sind rückläufig oder sta-
gnieren. Junge Menschen für die Städ-
tepartnerschaftsarbeit zu gewinnen ist 
vielerorts erfolglos. Die Begegnung der 
Kulturen, die Zusammenkunft der Men-
schen ist auf dem Rückzug. Und damit 
die Möglichkeit, Europa mit dem Her-
zen und über den Bauch zu erleben und 
zu verinnerlichen. Da, wo früher das 
gemeinsame Sport- oder Kulturereignis 
den Tag eines Städtepartnerschaftstref-
fens prägte und der gesellige Vesper-
tisch den Abend, dort steht heute der 
Konferenztisch einer Fachbruderschaft 
in Brüssel, die als fachliches Netzwerk 
Zugang zu EU-Fördermitteln anstrebt 
– und erhält. Auch dies ist freilich euro-
päische Kooperation. Aber erreicht sie 
die Menschen?

Hier muss umgesteuert, eigentlich wie-
der zurückgesteuert werden. Wenn 
die Kommunen den ihnen möglichen 
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Beitrag für ein erfolgreiches Europa 
besteuern sollen, dann brauchen wir 
eine Renaissance der europäischen 
Städtepartnerschaftsarbeit. Sie muss 
heraus aus ihrem Nischendasein und 
auf der politischen Agenda aller Ebe-
nen nach oben gerückt werden. Die 
Städtepartnerschaftsarbeit wird maß-
geblich von den Kommunen selbst 
finanziert. Auch die EU tut dies, wenn 
auch mit einem bescheidenen Betrag. 
Bund und Länder allerdings lassen 
hier leider oftmals Impulse und Mittel 
vermissen.

Scheidungsverhandlungen – 
und Reformen der EU!

Der EU und den Briten werden harte 
Scheidungsverhandlungen prophe-
zeit. Das mag stimmen, die neue bri-
tische Premierministerin May hat dafür 
aber auch gleich einen eigenen, neuen 
Brexit-Minister berufen. Und die EU? 
Deren Offizielle lassen wissen, dass sie 
einen schnellen Austrittsantrag nach 
Art. 50 EU-Vertrag aus London sehen 
wollen. Dass „Out eben out“ ist. Und 
klare Kante gezeigt werden wird.

Wo aber ist der neue Anti-Exit-Kom-
missar der Europäischen Union, oder 
sind das bereits alle EU-Kommissare? 
Wo ist die Kampagne für Europa, die 
die Menschen zu Hause an ihren 
Wohnorten erreicht? Wo ist eine ent-
schlossene Schaffung eines europä-
ischen Miteinanders der Bürgerinnen 
und Bürger, die in der Städte- oder 
Schulpartnerschaft beginnt und sich 
auf den Weg zu einem gemeinsamen 
europäischen Bewusstsein macht? 
Und ja, auch das will gefragt werden: 
Wo ist die Ansprache der vielen, vielen 
jungen Menschen in Großbritannien, 
die für die EU sind und in dieser Leben 
und Zukunft haben wollen?

Was steht im „Austritts
artikel“ 50 des EU-Vertrages?

Art. 50 EUV (Auszug)

(1) Jeder Mitgliedstaat kann im 
Einklang mit seinen verfassungs-
rechtlichen Vorschriften beschlie-
ßen, aus der Union auszutreten.

(2) Ein Mitgliedstaat, der auszu-
treten beschließt, teilt dem Euro-
päischen Rat seine Absicht mit. 
Auf der Grundlage der Leitlinien 
des Europäischen Rates handelt 
die Union mit diesem Staat ein 
Abkommen über die Einzelheiten 
des Austritts aus und schließt das 
Abkommen, wobei der Rahmen 
für die künftigen Beziehungen die-
ses Staates zur Union berücksich-
tigt wird. …

(3) Die Verträge finden auf den 
betroffenen Staat ab dem Tag des 
Inkrafttretens des Austrittsabkom-
mens oder andernfalls zwei Jahre 
nach der in Absatz 2 genannten 
Mitteilung keine Anwendung mehr, 
es sei denn, der Europäische Rat 
beschließt im Einvernehmen mit 
dem betroffenen Mitgliedstaat ein-
stimmig, diese Frist zu verlängern.

…

(5) Ein Staat, der aus der Union 
ausgetreten ist und erneut Mit-
glied werden möchte, muss dies 
nach dem Verfahren des Arti-
kels 49 beantragen.

ganz getrocknet, als bereits die Frage 
aufgeworfen wurde, was dieser denn 
für andere Finanzstandorte in Europa 
bedeute. Oder auch für die Immobili-
enmieten in Frankfurt am Main, in die 
– wie man bereits Wünsche hört – die 
Europäische Bankenaufsicht (EBA) 
von London aus umziehen sollte. 
Unterdessen hatte die Berliner Sena-
torin für Wirtschaft Medienberichten 
zufolge schon per E-Mail in London die 
Vorzüge des Standorts Berlin geprie-
sen, gerade für junge Start-Ups. Was 
auch nicht verwundert, denn Studien 
zufolge könnten allein in der Finanz-
wirtschaft einige Zehntausend hoch-
bezahlte Stelleninhaber – die soge-
nannten Brefugees – von London aus 
in andere Städte in der EU wechseln.

Was zumindest auf den ersten Blick 
nicht sonderlich nach Solidarität der 
Städte in Europa klingt, sondern eher 
nach dem Verteilen eines Bärenfells 
– das seinen Herrn aber noch wärmt 
und schmückt. Ob der Brexit für Lon-
don als Finanzstandort einen Wettbe-
werbsnachteil oder aber sogar einen 
Wettbewerbsvorteil bringen könnte, 
darüber sind noch nicht alle Experti-
sen geschrieben. In London jedenfalls 
wurde schon öffentlich über die Aus-
rufung einer autonomen Stadtregion 
diskutiert, die in der EU bleiben soll. 
Ähnlich, wie man es für Schottland 
auch aus dem Parlament in Holyrood 
vernommen hat.

Gefordert wäre aber gerade jetzt weni-
ger eine laute Debatte der Städte über 
Erbnachfolgen für britische Standorte. 
Als vielmehr ein kommunaler Stand-
punkt zu Europa! Farbe bekennen zu 
Europa, das ist eine Verantwortung, 
die auch die Kommunalpolitik trägt.

Dabei sind die Kommunen und auch 
der Deutsche Städte- und Gemeinde-
bund in der Vergangenheit mit Kritik 
an Europa in die Öffentlichkeit gegan-
gen. Überbordendes Binnenmarkt-
recht, komplizierte Beihilfevorschrif-
ten, Standards und Bürokratiehürden, 
all dies ist in den Rathäusern auch eine 
Wahrnehmung Europas, die zu Recht 
kritisiert wird. Die EU hat das Terrain 
innenpolitischer Gestaltung betreten, 
dann muss sie sich auch der innen-
politischen Kritik stellen. Die Kom-
munen kritisieren ebenfalls Vorgaben 
aus Berlin oder aus Landeshaupt-
städten. Was aber nicht heißt, dass 
sie damit die Bundesländer oder den 
Bund infrage stellen würden. Und so 

Denn wer austritt, der ist auch einmal 
eingetreten. Und könnte dieses wie-
der tun. Die Briten gehören zu uns, 
zu Europa. Und so sollten die Brexit-
Verhandlungen mit dem Ziel geführt 
werden, dass das Vereinigte König-
reich eines Tages wieder den Weg in 
die EU finden könnte. Und mit ihm eine 
ganz junge Generation, die genau dies 
wünscht. Wir dürfen vor dieser nicht die 
Zugbrücke hochziehen. Vizekanzler Sig-
mar Gabriel hat öffentlich den Vorschlag 
gemacht, genau diesen jungen Briten 
die doppelte Staatsbürgerschaft anzu-
bieten. Was den Charme hätte, dass 
sie damit EU-Bürger bleiben könnten.

Kommunale Standorte – 
Kommunale Standpunkte

London ist der bedeutendste Finanz-
standort in Europa – noch. Die Trä-
nen über den Brexit waren noch nicht 
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ist es auch mit Europa. Gleichwohl 
müssen die Kommunen und ihre Ver-
bände in der öffentlichen Erklärung 
über Europa das Augenmaß und den 
Blick für das große Ganze weiterhin 
wahren. Berechtigte kritische Äuße-
rungen gehören dazu. Allerdings auch 
das Bewusstsein und die Wahrneh-
mung um die zahlreichen und unbe-
streitbaren Vorteile der EU, die es zu 
schützen und auszubauen gilt.

Dazu gehören die europäische Regi-
onalpolitik und die Fördertöpfe, die 
dafür gesorgt haben, dass erhebliche 
finanzielle Mittel aus den nationalen 
Haushalten über die EU in die Regi-
onen, Städte und Gemeinden gebracht 
und dort nutzbringend investiert wer-
den konnten. Und so verwundert es 
nicht, dass unsere englischen kom-
munalen Schwesterverbände aktuell 
deutlich gemacht haben, dass den 
britischen Kommunen und Regionen 
noch bis zum Jahr 2020 rund 5,3 Mil-
liarden Pfund Sterling aus EU-Förder-
mitteln zustehen. Und dass man sich 
fragt, wie es nach dem Brexit mit der 
Regionalentwicklung in Großbritannien 
weitergehen soll. Von Nigel Farage und 
seiner UKIP hat man dazu bislang 
wenig gehört. Allerdings hat er ja am 
Tag nach dem Brexit-Erfolg die zen-
trale Versprechung, dass das nationale 
Gesundheitssystem NHS in Großbri-
tannien mehr Mittel erhalten soll, auch 
wieder „zurückgenommen“.

Migration und Mobilität in Europa

Die Flüchtlingssituation im Jahr 2015 
hat Europa in Atem gehalten, wie kaum 
ein anderes Thema. Auch beim Bre-
xit spielte dieses Thema eine Rolle. 
Wenngleich London erwogen hatte, 
lediglich 20 000 oder 30 000 Bürger-
kriegsflüchtlinge aufzunehmen. Da hat 
zum Beispiel Rheinland-Pfalz doppelt 
so viele Flüchtlinge aufgenommen. Bei 
vier Millionen Einwohnern – gegen-
über rund 64 Millionen Einwohnern in 
Großbritannien!

Natürlich hatte Großbritannien nicht 
zuletzt wegen seiner Kolonialvergan-
genheit stets Migration. In der Brexit-
Debatte entzündete sich vor allem 
eine Thematisierung der Zuwanderung 
von EU-Ausländern. Was im Vergleich 
dazu im letzten Jahr in Deutschland 
nur eine untergeordnete Rolle in der 
öffentlichen Diskussion spielte. Es 
leben etwa 4 Millionen EU-Migranten 
in Deutschland. Und im Jahr 2015 gab 
es einen neuen Rekord der Zuwande-

rung aus anderen EU-Mitgliedstaaten. 
Über 685 000 EU-Ausländer kamen im 
letzten Jahr nach Deutschland. Aller-
dings verließen auch über 300 000 EU-
Bürger unser Land.

Fast 90 Prozent der EU-Zuwande-
rer nach Deutschland im Jahr 2015 
waren im erwerbsfähigen Alter. Volks-
wirtschaftlich betrachtet können wir 
qualifizierte Arbeitskräfte mehr als 
gebrauchen, um die Wirtschaft stark 
zu halten. Längst ist in vielen Städ-
ten und Gemeinden der Wettbewerb 
um Fachkräfte und junge Familien im 
Gange. Das muss auch in Großbritan-
nien gelten. Und niemand weiß, wie 

Gespaltenes Großbritannien
Der 23. Juni 2016 wird als historisches Datum in die Geschichtsbücher 
eingehen. An jenem Donnerstag haben die Briten mit knapper Mehrheit für 
einen Austritt aus der Europäischen Union (EU) gestimmt. Seit 1973 war 
Großbritannien Mitglied der EU. Damals machten Großbritannien, Irland 
und Dänemark aus der EU der sechs eine EU der neun. Das Referendum 
vom Juni zeigt auch, dass Großbritannien deutlich gespalten ist, wenn es 
um ein Ja oder Nein zur EU geht. So stimmte die Bevölkerung von Eng-
land und Wales mit jeweils rund 53 Prozent für den Austritt, während die 
Nordiren mit 56 und die Schotten sogar mit 62 Prozent mehrheitlich pro 
EU votierten. Junge Briten sprachen sich in der Mehrzahl für die EU aus, 
während die Älteren überwiegend den Brexit befürworteten. Insgesamt 
stimmten 17,4 Millionen Wähler pro Brexit, 16,1 Millionen waren dagegen. 
Noch hat die britische Regierung nicht offiziell den Austritt gegenüber der 
EU erklärt. Erst dann beginnt das Verfahren, das nach zwei Jahren abge-
schlossen sein soll, gegebenenfalls aber in die Verlängerung gehen kann.

Quelle: EU (http://dpaq.de/wq1DO), Datenerhebung: Stand Juli 2016

viele Baustellen unerledigt blieben, 
hätte man auf den britischen Inseln 
nicht mehr die Arbeitskräfte aus dem 
EU-Ausland.

Während Arbeitskräfte in den ver-
gangenen Jahren oft osteuropäische 
Staaten verlassen haben, um in west-
europäischen Regionen und Städ-
ten zu arbeiten und zu leben, könnte 
dieser Aderlass nun auch den Briten 
nach dem Brexit drohen. Dabei nutzen 
diese EU-Bürger schlicht ihr Recht auf 
Mobilität und Freizügigkeit in Europa. 
Zum Vorteil auch deutscher Städte und 
Gemeinden, die an diesen Menschen 
ein hohes Interesse haben können.
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Verwaltungsrecht: VwVfG / VwGO / 
Nebengesetze

Fehling, Kastner, Störmer

Handkommentar, 4. Auflage 2015, 
3468 Seiten, geb., Preis: 128  Euro, 
ISBN: 978-3-8487-2501-4

Die bewährte Konzeption in einem Band: 
VwVfG, VwGO, VwZG und VwVG. Der Erfolg des 
Hk-VerwR kommt nicht von ungefähr, er liefert 
die praxisgerechte „Gesamtlösung“ für das Allge-
meine Verwaltungsrecht: Das Verfahrens- und 
Prozessrecht, einschließlich des Kostenrechts 
und der Anwaltsgebühren sowie die Regelungen 
über die Zustellung und Vollstreckung werden in 
einem Band kommentiert, deren Ineinandergreifen 
deutlich aufgezeigt und Doppelungen vermieden. 
Die „Vernetzung“ bei übergreifenden Themen 
macht die Gesamtstruktur des Verwaltungsverfah-
rens verständlich, setzt für die wissenschaftliche 
Durchdringung neue Impulse und verhilft im Bera-
tungs- und Gerichtsalltag zuverlässig und schnell 
zu überzeugender Argumentation. 

Die besonderen Vorzüge: durchgängige Berück-
sichtigung landesrechtlicher Besonderheiten 
– zum Beispiel bei den zuständigen Behörden, 
einzelfallbezogene Anwendungsfälle im Beson-
deren Verwaltungsrecht – vom Abfall- bis zum 
Wasserrecht, umfangreiche praxisorientierte 
Darstellung des anwaltlichen Gebührenrechts 
im Verwaltungsrecht, integrierte Formulierungs-
vorschläge für den richtigen Antrag beziehungs-
weise Tenor und Aufbauschemata. Aktuell in der 
4.  Auflage bereits berücksichtigt: Planungsver-
einheitlichungsgesetz, Gesetz zur Förderung 
des elektronischen Rechtsverkehrs auf VwGO, 
VwVfG und VwZG, Änderungen im Prozesskos-

tenhilfe- und Beratungshilferecht, Einführung der 
Vollstreckungspauschale im VwVG, Einflüsse des 
Unionsrechts und der EuGH-Rechtsprechung – 
wie die Möglichkeiten eines Eilvorlageverfahrens 
vor dem EuGH oder der Durchführung eines 
beschleunigten Vorabentscheidungsverfahrens, 
sämtliche wichtigen Änderungen im Fachrecht – 
zum Beispiel beim Asylverfahrensrecht. 

Gute Verwaltung durch besseres Verstehen 
– Chancen und Grenzen einer bürgerfreund
lichen Behördensprache

Tagungsband

Herzberg (Hrsg.)

2015, 98 S., kartoniert, Preis: 29,80 Euro, 
ISBN: 978-3-8293-1208-0

Amtsdeutsch, Verwaltungschinesisch oder Büro-
kratendeutsch – Begriffe, mit denen Bürgerinnen 
und Bürger in der Regel Verwaltungssprache 
umschreiben. Viele Behördenschreiben sind 
oft schwer verständlich formuliert. Schwierige 
Fachwörter, aufgeblähte Satzkonstrukte und 
ungezählte Verweise auf Gesetzestexte. Die 
Kommunikation zwischen Bürger und Staat ist an 
dieser Stelle mit einem Problem behaftet – dem 
gegenseitigen Verstehen.

„Gute Verwaltung durch besseres Verstehen“ 
lautete der Titel einer Fachtagung des Thüringer 
Bürgerbeauftragten im Juni 2015 im Thüringer 
Landtag. Experten und Verantwortliche aus 
Thüringer Behörden und Einrichtungen disku-
tierten über die Chancen und Grenzen einer 
bürgerfreundlichen Behördensprache.

Wie kann Behördensprache verständlich und 
einfach gestaltet werden und doch rechtssicher 

sein? Bietet Behördensprache überhaupt den 
Raum für verständliche Sprache? Die Teilneh-
menden diskutierten die Möglichkeiten, verständ-
lichere Sprache in Behördenschreiben und bei 
der Erstellung von Formularen und Anträgen 
einzusetzen, ohne dass dabei die Rechtssicherheit 
verloren gehen muss. Es zeigt sich: Wenige Regeln 
reichen, um verständlicher und somit bürger-
freundlicher zu formulieren. Die Erfahrungen zeigen 
aber auch: Das notwendige Umdenken innerhalb 
von Behörden muss von der Spitze gewollt und 
eingefordert werden. Klar ist: Die verständliche 
Behördensprache ist keine Spielerei, sondern 
berührt den Kern des Bürger-Staat-Verhältnisses 
in einem demokratischen Rechtsstaat.

Dieses Werk soll Verantwortlichen und Mitarbei-
tern in den Landkreisen, Städten und Gemeinden, 
Verwaltungsgemeinschaften, Landesbehörden 
theoretische und praktische Impulse für Moti-
vation und Umsetzung auf dem Weg zu einer 
bürgerfreundlichen Behördensprache geben.

Der Thüringer Bürgerbeauftragte unterstützt und 
berät Bürgerinnen und Bürger bei Schwierigkeiten 
mit Behörden. Nicht selten übersetzt und erklärt 
er den Betroffenen unverständliche Behörden-
schreiben und Mitteilungen.

Dr. Helmut Müller, Oberbürgermeister a. D. der 
Stadt Wiesbaden; Professor Dr. Arno Scherzberg, 
Inhaber des Lehrstuhls für öffentliches Recht und 
Verwaltungswissenschaft, Staatswissenschaft-
liche Fakultät der Universität Erfurt; Andreas 
Stein, Freiberuflicher Personalentwickler; Lothar 
Wiegand, Dozent an der Landesakademie für 
öffentliche Verwaltung des Landes Brandenburg; 
René Börschinger, Unternehmensberater für 
Qualitäts- und Organisationsmanagement; Peter 
Berger, Journalist und Medientrainer.

In Aurich kann sich Bürgermeister Heinz-Werner Wind-
horst am 1. September 2016 über die Glückwünsche zu 
seinem 65. Geburtstag freuen.

Der Präsident der Landesverkehrswacht Niedersachsen 
e.V., Heiner Bartling, kann ab dem 4. September 2016 
auf 70 Jahre Lebenserfahrung zurückgreifen.

Im Niedersächsischen Landtag bietet Sabine Tippelt 
MdL am 13. September 2016 einen Anlass, Glückwün-
sche zu senden.

Am gleichen Tag, am 13. September 2016, wird sich auch 
der Parlamentarische Geschäftsführer der CDU-Land-
tagsfraktion, Jens Nacke MdL, über die Glückwünsche 
zu seinem 45. Geburtstag freuen.

Aber auch in Osterholz-Scharmbeck ist der 13. Septem-
ber 2016 ein besonderer Tag, zumindest für Bürgermeis-
ter Torsten Rohde, er begeht an diesem Tag zum 55. 
Mal sein Wiegenfest.

Pia-Beate Zimmermann MdB, kann sich am 17. Sep-
tember 2016 über die Glückwünsche zu ihrem Geburts-
tag freuen.

Für Karsten Heineking MdL jährt sich am 18. Septem-
ber 2016 der Tag seiner Geburt zum 55. Mal.

Seinen 50. Geburtstag kann der Bürgermeister der Stadt 
Bad Münder, Hartmut Büttner, am 21. September 2016 
feiern.

Das Mitglied der Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen im Niedersächsischen Landtag, Ottmar von Holtz 
MdL, kann am 27. September 2016 die Glückwünsche 
zu seinem 55. Geburtstag entgegennehmen.

In der Gemeinde Stuhr darf sich Bürgermeister Niels 
Thomsen am 29. September 2016 über die Glückwün-
sche zu seinem 55. Geburtstag freuen.

Ebenfalls am 29. September 2016 gibt es in Nienburg 
(Weser) für mindestens eine Person einen Grund zum 
Feiern, Bürgermeister Henning Onkes begeht sein Wie-
genfest zum 60. Mal.
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BKI Baupreise kompakt 2016 – im Format für 
unterwegs

Für unterwegs: Topaktuelle Baupreise 2016 
für Neu- und Altbau
Für die Baupreis-Recherche auf der Baustelle sind 
beim Baukosteninformationszentrum Deutscher 
Architektenkammern (BKI) die beiden Handbücher 
Baupreise kompakt 2016 erschienen. Die neuen 
Ausgaben Neubau (380 Seiten) und Altbau (300 
Seiten) bieten konzentrierte Baupreis-Erfahrungen 
aus über 2700 abgerechneten Objekten.

Einzigartig für Neu- und Altbau: Baupreise 
auf Vergabe-Niveau
Zu insgesamt 84 Leistungsbereichen finden Nutzer 
zu allen wichtigen Bauleistungen Preisangaben auf 
Vergabe-Niveau. Denn alle Preise stammen aus 
aktuell abgerechneten Objekten – ideal bei der 
Bewertung von Bieterangeboten oder beim Prüfen 
von Regiearbeiten. Die Ausgabe Neubau beinhaltet 
über 12 000 Baupreise aus 44 Leistungsbereichen, 
bei der Ausgabe Altbau nutzen Anwender über 
9000 Baupreise aus 40 Leistungsbereichen.

Regionale Kostensicherheit mit  
BKI Regionalfaktoren 2016 
Die neuen Handbücher im handlichen Jacken-
taschenformat mit aktuellen „Min-von-mittel-
bis-max-Baupreisen“ bieten zu allen wichtigen 
Positionen eine optimale Grundlage zur Preiskon-
trolle für die Bereiche Rohbau, Ausbau, Gebäude-
technik und Freianlagen. Für zusätzliche Kosten-
sicherheit sorgen die BKI-Regionalfaktoren 2016. 
Zu jedem Stadt- und Landkreis in Deutschland 
können damit Nutzer die Bundesdurchschnitts-
werte an das regionale Kostenniveau anpassen.

Sichere Baupreis-Prüfung und  
Kostenermittlung 
Zusammenfassend können Architekten und Inge-
nieure, Sachverständige und Gutachter mit den 
neuen BKI-Fachinformationen auf eine gute Grund-
lage zur fundierten Kostenermittlung und Bauprei-
sprüfung auf Positionsebene zugreifen. Aufgrund 
der kompakten Abmessungen eignen sie sich gut 
für die schnelle und mobile Baupreisrecherche. 

Musterseiten, eine Übersicht der Neu- und Altbau-
Leistungsbereiche und weitergehende Informa-
tionen finden Interessierte unter www.bki.de/
baupreise-kompakt. Bestellungen (Paketpreis: BKI 
Baupreise kompakt 2016 – Neu- und Altbau, 119 
Euro inkl. MwSt., zzgl. Versandkosten) zur Ansicht 
mit vier Wochen Rückgaberecht, nimmt BKI gerne 
entgegen: Tel. 0711 954854-0, E-Mail: info@bki.de.

Kommunales Gefahrenabwehrrecht in 
Niedersachsen

Drape/Globisch/Trips/Weidemann

Oktober 2015, 152 Seiten, Broschur, 
19,95 Euro, ISBN: 978-3-7869-1020-6, 
Maximilian Verlag Hamburg

In Niedersachsen nehmen Polizei und Verwal-
tungsbehörden gemeinsam die Aufgaben der 
Gefahrenabwehr wahr. Dieses Buch beschränkt 
sich nun darauf, die Rolle der Kommunalverwal-
tungen ins Zentrum der Betrachtung zu rücken. 
Bewusst ist diese Begrenzung vorgenommen 
worden, um so die Arbeit mit diesem Themenfeld 
zu erleichtern.

Auch wenn in einer hoch spezialisierten Welt die 
Gesetzgeber durch Erlass spezieller Gesetze weitere 
Bereiche geregelt hat, darf die Bedeutung des allge-
meinen Gefahrenabwehrrechts für die kommunale 
Verwaltungspraxis nicht unterschätzt werden. Viel-
fach wird zurecht von einer Renaissance des allge-
meinen Gefahrenabwehrrechts gesprochen. Zudem 
hat das Gefahrenabwehrrecht Niedersachsen in 
den vergangenen Jahren tiefgreifende Änderungen 
erfahren. In diesem Buch werden nun die aktuellen 
Rechtsentwicklungen nachgezeichnet.

Dieses Buch wendet sich zunächst an Studierende 
der Hochschulen und Teilnehmer an Lehrgängen 
und Studieninstitute. Zentrale Themen des 
Gefahrenabwehrrechts werden vorgestellt. Die 
Gliederung des Buches sowie die inhaltliche Dichte 
der einzelnen Kapitel beruhen auf Erfahrungen, 
die die Autoren durch ihre langjährige Lehrtätig-
keit gesammelt haben. Gerade die Anregungen 
aus dem Kreis der Kursteilnehmer haben einen 
prägenden Einfluss auf die Gestaltung dieses 
Buches genommen. Jedes Kapitel wird mit einem 
Überblick wichtiger Entscheidungen der Gerechte 
und aktueller Aufsätze abgeschlossen. Die Lektüre 
des Buches ermöglicht so einen raschen und syste-
matischen Überblick über das niedersächsische 
Gefahrenabwehrrecht. Die Vertiefungshinweise 
dienen zudem, einzelne Aspekte einer eingehenden 
Beratung zu unterziehen. Damit kann dieses Buch 
auch mit Gewinn von Praktikern gelesen werden.

Einführung in die Investitionsrechnung

Boffer/Eisner/Gerlach

NSI-Schriftenreihe

29,90 Euro, ISBN: 978-3-7869-0905-7 
Maximilian Verlag Hamburg, 2013

Schwierige finanzielle Situationen der öffentlichen 
Hand unter anhaltend hohem Erwartungsdruck an 
die kommunalen Leistungen, zwingen die öffent-
liche Hand zu vernünftigen Entscheidungen. Grund-
lage für kommunale Investitionsentscheidungen ist 
die Investitions- und Finanzierungsrechnung. Auch 
komplexe Entscheidungen können mit ihrer Hilfe 
wirtschaftlich sinnvoll getroffen werden. Das Buch 
beinhaltet die klassischen Verfahren der Investiti-
onsrechnung mit Anwendungsbezug auf Investiti-
onsentscheidungen in der Kommunalverwaltung. 
Es zeichnet sich durch einen hohen Praxisbezug 
aus, ohne dabei wissenschaftlich-theoretische 
Aspekte zu vernachlässigen. Zielgruppen sind 
sowohl Studierende als auch interessierte Praktiker. 
Das Buch ist mit umfangreichem Übungsmaterial 
versehen, um Studierenden hinreichend Übungs-
möglichkeiten zu geben und Praktikern zusätzliche 
Orientierungsmöglichkeit zu eröffnen.

Management im öffentlichen Dienst – 
Der Königsweg für eine moderne Verwaltung

Eichhorn

NSI-Schriftenreihe

19,90 Euro, ISBN: 978-3-7869-0836-4, 
Maximilian Verlag Hamburg

Die Ansicht ist weit verbreitet, dass Bürokratie 
in Staat und Kommunen, insbesondere bei 
Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst 
und überhaupt im gesamten Verwaltungsapparat 
das einzige ist, was lebt und wächst. Mit diesen 
Vorurteil räumt das Buch auf. Gewiss prangert 
es auch behördlichen Schlendrian und Unwirt-
schaftlichkeit an, aber im Vordergrund stehen 
die innovativen Entwicklungen und Bundes-, 
Landes- und Kommunalverwaltungen. Wie in 
der privaten Wirtschaft, wo Dynamik und Erfolg 
zählen, stecken Ministerien, Oberbehörden, 
Hochschulen, Sozialversicherungen, städtische 
Verwaltungen und weitere Ämter, Inspektionen 
oder Direktionen inmitten von dynamischen 
Veränderungsprozessen. Es wird deutlich, dass 
die öffentlichen Dienstleistungen für Bürger 
und Unternehmen zweierlei fordern: Verwaltung 
neu denken und Verwalten neu gestalten. Zu 
Methoden und Maßnahmen nimmt das Buch 
Stellung und unterbreitet vielfältige Vorschläge, 
die nach alphabetischen Stichworten geordnet 
sind. In seiner inhaltlichen Ausrichtung wendet 
sich dieses Buch nicht nur an Mitarbeiter von 
Behörden, sondern auch an interessierte Bürger 
sowie an Politiker.

SGB XI – Soziale Pflegeversicherung mit 
eingearbeitetem PSG II, PrävG und HPG

Gesetzestext mit gekennzeichneten Ände-
rungen, Überblick und Stellungnahmen

Deutscher Caritasverband (Hrsg.), 1. Auflage, 
Januar 2016, Kartoniert/Broschiert, 288 
Seiten, 14,90 Euro, ISBN 978-3-7841-2851-1, 
Lambertus-Verlag GmbH, Freiburg

Kernstück des 2. Pflegestärkungsgesetzes (PSG II) 
ist die Einführung des neuen Pflegebedürftigkeits-
begriffs. Dieser gilt ab dem 1.1.2017. Zu diesem 
Zeitpunkt wird auch das Neue Begutachtungsas-
sessment (NBA) eingeführt. Zum 1.1.2016 treten 
die vorbereitenden Übergangsregelungen in Kraft. 
Neben den Änderungen durch das Hospiz- und 
Palliativgesetz (HPG) sind auch die Neuregelungen 
des Präventionsgesetzes (PrävG) berücksichtigt. 

Wie bereits die Vorauflagen bietet das Werk 
auch zu dieser großen Pflegereform eine Arbeits-
hilfe, die es leicht macht, sich schnell einen 
qualifizierten, umfassenden Überblick über die 
Neuerungen zu verschaffen: In dem vorliegenden 
Gesetzestext sind alle Änderungen des SGB XI ab 
1. Januar 2016 farblich hervorgehoben. Soweit die 
Änderungen erst danach in Kraft treten, sind sie 
besonders gekennzeichnet. Diese Darstellungs-
weise sowie der vorangestellte Überblick über die 
wesentlichen Neuerungen sind besonders hilfreich 
für alle Praktiker, die sich in die neue Rechtslage 
einarbeiten und die Übergangsphase vom alten 
zum neuen Recht erfolgreich gestalten wollen. Die 
Stellungnahmen des Deutschen Caritasverbandes 
zu den Gesetzesänderungen bieten zusätzliche 
Hintergrundinformationen für das Verständnis der 
neuen Regelungen.

Bundesmeldegesetz 

Textsammlung mit ausführlichen Erläuterungen

Belz

2016, 328 Seiten, 28,99 Euro, 
ISBN 978-3-415-05643-5

Einführung ins Melderecht
Das Buch gibt jedem, der mit dem Meldewesen 
in Praxis oder Ausbildung befasst ist, eine umfas-
sende Einführung zum neuen Bundesmeldegesetz 
an die Hand. 

Im Erläuterungsteil stellt der Autor die Grundlagen 
des modernen Meldewesens dar. Er bezieht dabei 
verfassungsrechtliche Aspekte mit ein. Daneben 
behandelt er eingehend die im Bundesmeldege-
setz verwendeten melderechtlichen und daten-
schutzrechtlichen Grundbegriffe. 

Antworten auf Praxisfragen
Außerdem zeigt der Verfasser die Unterschiede 
zum bisherigen Recht auf. Die Allgemeine 
Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des 
Bundesmeldegesetzes behandelt zahlreiche 
Fragen nicht oder nur knapp. Der Autor erörtert 
diese, soweit von ihnen in der meldebehördlichen 
Praxis Probleme bei der Anwendung des neuen 
Rechts zu erwarten sind.

Der Autor lässt seine langjährige Erfahrung aus 
dem Bereich des Melderechts und des Daten-
schutzrechts in das Buch einfließen.

Alle wichtigen Vorschriften

Der Textteil beinhaltet
• das Bundesmeldegesetz, 
• �die auf seiner Grundlage erlassenen Rechts-

verordnungen, 
• �die Allgemeine Verwaltungsvorschrift sowie
• �alle Vorschriften, auf die das Bundesmelde

gesetz verweist. 

Darüber hinaus sind zahlreiche sonstige Vor-
schriften, die für die Meldebehörden von unmit-
telbarer Bedeutung sind, enthalten.
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Ausländerrecht: AuslR

Aufenthaltsgesetz, Freizügigkeitsgesetz/EU 
und ARB 1/80 (Auszug), Grundrechtecharta 
und Artikel 16a GG, Asylgesetz

Kommentar

Bergmann / Dienelt

11. Auflage 2016, Buch, XLIII, 2737 Seiten, 
in Leinen 165 Euro, C.H.BECK
ISBN 978-3-406-68087-8

Der „Bergmann/Dienelt“ ist einer der maßge-
benden Kommentare zum Ausländer- und 
Asylrecht. Er ist das 1967 von Dr. Werner Kanein 
begründete, bis zur 8. Auflage von Professor Dr. 
Günter Renner fortgeführte traditionsreiche Werk 
zum Ausländerrecht und zum Asylrecht. Behandelt 
sind alle Neuerungen – insbesondere durch das 
Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz –, die das 
Aufenthaltsgesetz, das Freizügigkeitsgesetz/EU, 
den Beschluss Nr. 1/80 des Assoziationsrats EWG-
Türkei (ARB 1/80), die EU-Grundrechtecharta, den 
Artikel 16 a GG und das grundlegend reformierte 
Asylgesetz betreffen.

Die Vorteile des Kommentars:

- 	 Übersichtliche Darstellung der immer weiter 
verfeinerten Rechtsprechung zum Ausländer-
recht und zum Asylrecht.

- 	 Überblick über die Auswirkungen der EU-Richt-
linien und EU-Verordnungen auf das AufenthG 
und AsylG unter umfassender Berücksichtigung 
der EuGH-Rechtsprechung.

- 	 fundierte Auswertung des anwachsenden 
Schrifttums.

- 	 jeweils aus praktizierender Richterperspektive.

Die Neuauflage erläutert die umfassenden Ände-
rungen zum 1. August und 24. Oktober 2015 durch

- 	 das Gesetz zur Neubestimmung des Bleibe-
rechts und der Aufenthaltsbeendigung,

- 	 das Gesetz zur Verbesserung der Unterbrin-
gung, Versorgung und Betreuung ausländischer 
Kinder und Jugendlicher,

- 	 das Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz, 
insbesondere im komplett neu gefassten 
Ausweisungsrecht und Asylgesetz.

Enthalten sind ferner eine Kommentierung der 
aktuellen Beschäftigungsverordnung, eine umfas-
sende Darstellung zum richterrechtlich ausge-
formten Dublin-Asylsystem sowie ein Ausblick 
auf das Asylpaket II.

Im Beck-Interview führt Professor Dr. Bergmann 
aus: Unser Werk ist auf dem topaktuellen Geset-
zesstand des sogenannten „Asylpakets  I“ und 
blickt bereits aus gen „Asylpaket  II“. Klar ist, 
dass aufgrund der sogenannten Flüchtlingskrise 
in absehbarerer Zeit verschiedene neue Gesetze-
sinitiativen kommen werden. Das war allerdings 
auch die letzten Jahre schon so, nur nicht in der 
derzeitigen Geschwindigkeit. Ausländer- und Asyl-
recht ist immer hochpolitisch, d. h. jede Regierung 
wollte und will hier mitgestalten.

Benutzer des Kommentars sind insbesondere 
Ausländer- und weitere mit dieser Materie 
befassten Verwaltungsbehörden. Darüber hinaus 
ist der Kommentar für Richter, Rechtsanwälte und 
Unternehmen ein Muss.

Die Autoren:

Professor Dr. Jan Bergmann, LL.M. Eur., ist als 
Vorsitzender Richter am Verwaltungsgericht 
Stuttgart in einer Kammer für Ausländer- und 
Asylrecht tätig und an der Universität Stuttgart als 
Honorarprofessor für die Fachgebiete Recht und 
Politik der Europäischen Union sowie für Öffent-
liches Recht. Dr. Klaus Dienelt ist Vorsitzender 
Richter am Verwaltungsgericht Darmstadt; er 
ist Herausgeber des Portals für Ausländer- und 
Migrationsrecht und verfügt über eine langjährige 
Erfahrung als Referent und Autor zu ausländer-

rechtlichen Fragen. Dr. Ina Bauer ist als Richterin 
am Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 
in einem Senat für Ausländer- und Asylrecht tätig. 
Kai-Christian Samel ist als Richter am VG Berlin 
und Dr. Simone Wunderle, LL.M., ist als Richterin 
am VG Stuttgart im Ausländer- und Asylrecht 
tätig. Dr. Alexandra Sußmann arbeitet als abge-
ordnete Richterin am VG Stuttgart derzeit im 
Staatsministerium Baden-Württemberg im Bereich 
Ausländer- und Flüchtlingspolitik. Holger Winkel-
mann ist derzeit Sachbereichsleiter Fortbildung in 
der Bundespolizeiakademie.

VwVfG – Verwaltungsverfahrensgesetz

Kommentar

Pautsch/Hoffmann (Hrsg.)

2016, XIX, 980 Seiten, fester Einband, 
98 Euro, Berliner Kommentare, ISBN 978-3-
503-16541-4

Das Verwaltungsverfahrensrecht zählt zu den wich-
tigsten Teilgebieten des Verwaltungsrechts und hat 
daher für die tägliche Praxis in den Rathäusern 
und Kreisverwaltungen erhebliche Bedeutung. 
Dementsprechend groß ist die Zahl der bislang am 
juristischen Buchmarkt verfügbaren Kommentare. 
Mit dem jetzt erschienenen Schwerpunktkom-
mentar zum Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
von Pautsch und Hoffmann ist ein weiteres Erläu-
terungswerk hinzugekommen. Die Herausgeber 
gehen mit ihrem Autorenteam aus Praxis und 
Wissenschaft bewusst einen etwas anderen Weg, 
indem sie deutliche Schwerpunkte setzen, die 
beim immer bedeutsamer werdenden (aber recht-
lich häufig sehr komplexen) öffentlich-rechtlichen 
Vertrag und im genauso anspruchsvollen Planfest-
stellungsrecht liegen. Das ausweislich des Vorworts 
verfolgte Konzept eines „Schwerpunktkommen-
tars“ ist also konsequent umgesetzt. Aber nicht nur 
auf diesen umfangreicher bearbeiteten Gebieten ist 
der Kommentar eine ausgezeichnete Arbeitshilfe 
vor allem für Praktiker in den Kommunen. Auch die 
insgesamt etwas kompakter bearbeiteten übrigen 
Vorschriften des VwVfG werden zuverlässig erläu-
tert. Dabei wird besonderes Augenmerk auf die 
für die Praxis relevanten Probleme gelegt, ohne 
jedoch die aktuell noch strittigen Fragen auszu-
klammern. Die Kommentierungen sind jedoch 
ganz überwiegend von überholten Streitigkeiten 
befreit und konzentrieren sich auf das Wesentliche. 
Besonders hilfreich sind die in der Regel anhand 
der exakten juris-Randnummern zitierten Gericht-
sentscheidungen. Die Leser werden dadurch ohne 
Umwege zu den entscheidenden Passagen der 
zitierten Rechtsprechung geführt. Nützlich ist auch 
die der jeweiligen Kommentierung vorangestellte 
Einführung, mit der die Bezüge zum SGB X, der 
AO und der VwGO hergestellt werden. Das findet 
sich freilich auch in anderen Kommentierungen, 
rundet aber das gelungene Gesamtbild dieses 
neuen Werkes ab. 

Der Kommentar ist auf dem derzeit aktuellsten 
Stand, das Gesetz zur Bereinigung des Rechts 
der Lebenspartner vom 20. November 2015 wurde 
bereits berücksichtigt.

Alles in allem handelt es sich um eine ganz 
ausgezeichnete Arbeitshilfe für Praktiker aus der 
Kommunalverwaltung, die gerade auch für Spezi-
alisten zum Beispiel auf dem Gebiet des Planfest-
stellungsrechts ausgesprochen hilfreich ist. 

Stefan Wittkop

Asylrecht

Kommentar

Weiße (Kriminalkommissar)

2016, 3., überarbeitete Auflage, 128 Seiten, 
14,90 Euro, ISBN 978-3-415-15657-2

Aktuelle Regelungen
Als Reaktion auf die gestiegenen Flüchtlings-
zahlen wurden noch in 2015 sehr schnell neue 
gesetzliche Regelungen geschaffen. Dazu zählen 
das Asylgesetz (AsylG) mit der dadurch bedingten 
Ablösung des bisherigen Asylverfahrensgesetzes 
(AsylVfG) sowie zum Teil deutliche Veränderungen 
im Aufenthaltsgesetz (AufenthG), in der Aufent-
haltsverordnung (AufenthV) sowie im Gesetz über 
die allgemeine Freizügigkeit von Unionsbürgern 
(FreizügG/EU) und im Asylbewerberleistungsge-
setz (AsylbLG). 

Die dritte Auflage gibt einen umfassenden Über-
blick über die neuen, aktuell geltenden Rechts-
vorschriften.

Behandelte Themen
Der Verfasser behandelt zunächst das Asylver-
fahren einschließlich

• �Begriffsbestimmungen
• �asylberechtigten Personen
• �subsidiär schutzberechtigten Personen
• �Einreisen aus bzw. über EU-Staaten, sichere 

Drittstaaten oder sichere Herkunftsstaaten 
• �Zuständigkeitsregelungen 
• Eurodac-Datenbank

Ein Schaubild zur möglichen Historie eines Asyl-
bewerbers und Hinweise zur Flughafenregelung 
verdeutlichen wichtige Problemfelder.

Asylverfahren – Schritt für Schritt behandelt
Ausführlich geht der Autor auf einzelne Bereiche 
des Asylverfahrens ein, wie z.B. 

• �Aufgaben und Zuständigkeit der Polizei
• �Vorliegen und Fehlen von Straftatbeständen
• �Weiterleitung zur zuständigen Aufnahmeein-

richtung
• �Minderjährige Asylbewerber unter 16 Jahren 

ohne Begleitung

Die Aufenthaltsgestattung wird ebenso behandelt 
wie die Anerkennung als Asylberechtigter, die Erhe-
bung und Übermittlung personenbezogener Daten 
sowie Sanktionen nach dem Asylgesetz.Zahlreiche 
Fallbeispiele und ein Überblick über die wichtigsten 
asylverfahrensrechtlichen Vorschriften runden das 
Buch ab. Ein abschließendes Kapitel erläutert den 
Vollzug des Asylbewerberleistungsgesetzes. 

Entwicklungen im Asylrecht
Kaum ein anderes Thema hat Deutschland 2015 
so sehr beschäftigt wie der Strom von Flücht-
lingen, der in diesem Jahr Europa erreicht hat. 
Aufgrund der aktuell hervorragenden wirtschaftli-
chen Stellung Deutschlands und der – im Vergleich 
zu vielen anderen EU-Staaten – überdurchschnitt-
lichen Versorgung von Asylbewerbern stellt das 
Land ein Ziel mit sehr großer Anziehungskraft 
dar. Ergänzend zeigt der Autor die Entwicklung 
der jährlichen Asylantragszahlen seit 2005 sowie 
die zehn zugangsstärksten Herkunftsländer von 
Januar bis Oktober 2015 auf.

Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland

Prof. Dr. Hans D. Jarass, LL.M./ 
Prof. Dr. Bodo Pieroth

GG, Verlag C.H. BECK

14.Auflage, 2016, XXVIII, 1386 Seiten, in 
Leinen, 55 Euro, ISBN 978-3-406-69379-3

Das Werk ist ein zuverlässiges Hilfsmittel für jeden, 
der eine rasche Antwort auf verfassungsrechtliche 
Fragestellungen sucht.

Durch den stringenten Aufbau der Kommen-
tierungen ist er für Praktiker und Studierende 
gleichermaßen geeignet.

Die vollständige und systematische Auswertung 
der Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts, der Landesverfassungsgerichte und 
– soweit sie Bezüge zum Verfassungsrecht 
aufweisen – auch der obersten Bundesgerichte 
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gibt einen zuverlässigen Überblick über den 
aktuellen Stand der höchstrichterlichen Recht-
sprechung. Soweit erforderlich, werden dabei 
auch die Bezüge zur Rechtsprechung von EuGH 
und EGMR aufgezeigt.

Die Kommentierung der Grundrechte und grund-
rechtsgleichen Rechte orientiert sich an einer fall-
lösungsorientierten Reihenfolge. Das gilt auch für 
die Erläuterung der Verfassungsprinzipien sowie 
der Zulässigkeitsvoraussetzungen der Verfahren 
vor dem Bundesverfassungsgericht. Damit wird 
das Werk zu einem wertvollen Hilfsmittel für die 
Examensvorbereitung von Studierenden und 
Referendaren.

In der Neuauflage wurden zahlreiche wichtige 
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts 
aufgenommen, etwa zum Kopftuchverbot, zur 
Erbschaftssteuer, zum Existenzminimum, zur 
Hochschulorganisation, zum ZDF, zum ESM-
Vertrag, zur gemeindlichen Schulträgerschaft, zu 
den Optionskommunen, zu politischen Äußerungen 
des Bundespräsidenten und zu den Gesetz-
geberkompetenzen des Bundes (Filmabgabe, 
Ladenöffnung, Betreuungsgeld). Die 14. Auflage 
berücksichtigt zudem die Änderung des Art. 91b.

Das Werk wendet sich an Rechtsanwälte, Richter, 
Verwaltungsbehörden, Hochschullehrer, Referen-
dare, Studierende.

Weitere Informationen zu diesem Titel finden Sie 
unter www.beck-shop.de/16268508.

Niedersächsisches Kommunalwahlrecht

Kommentar

Aus der Reihe Kommunale Schriften 
für Niedersachsen

Thiele / Schiefel, 4., überarbeitete 
Auflage, 2016, XIII, 290 Seiten, 52 Euro, 
ISBN / Artikel-Nr:  978-3-555-01648-1 

Das niedersächsische Kommunalwahlrecht 
ist seit der letzten Auflage des Kommentars 
2006 verschiedentlich und erheblich novel-
liert worden, so durch die Verringerung der 
Zahl der Wahlbereiche, die erleichterte Ertei-
lung von Wahlscheinen, die Abschaffung 
und Wiedereinführung der Stichwahl und 
nicht zuletzt durch die Anpassung seiner 
Terminologie an die des NKomVG und 
dessen Paragraphenfolge. Die 4. Auflage 
des nach wie vor einzigen Kommentars 
zum NKWG berücksichtigt alle erfolgten 
und anstehenden Änderungen und bietet 
weiterhin zuverlässig Hilfestellung bei der 
Anwendung und Auslegung des niedersäch-
sischen Kommunalwahlrechts, insbeson-
dere vor dem Hintergrund der anstehenden 
Kommunalwahlen am 11. September 2016 
sowie der Direktwahlen.

Alle diese gesetzlichen Änderungen, Grund-
lagen der Neubekanntmachung des NKWG 
vom 28.1.2014 (GVBl. S. 35), sind Anlass 
für die Neuauflage. Sie berücksichtigt die 
Rechtslage mit dem Stand des Gesetzes 
vom Januar 2014, einschließlich der Ände-
rungen infolge der der Umstellung des 
Melderechts von Landes- auf Bundesrecht, 
die durch das Gesetz zur Neuordnung 
des Meldewesens in Niedersachsen vom 
17.9.2015 (GVBl. S. 186) ihren Abschluss 
gefunden hat und bezieht auch die inzwi-
schen publizierte Rechtsprechung mit ein. 

Das Werk ist folglich eine kommunalwahl-
rechtliche Pflichtlektüre für die Hauptver
waltungsbeamten, die Verwaltungen –
insbesondere die Wahlämter –  sowie die 
ehrenamtlich Tätigen.

Das betriebsverfassungsrechtliche 
Benachteiligungs- und Begünstigungsverbot 
nach § 78 Satz 2 BetrVG

Von Ri‘in Dr. Laura Purschwitz, 2015, 381 S., 
broschiert, ISBN 978-3-8487-2464-2, 99 Euro

Zweck des § 78 Satz 2 BetrVG ist die unabhängige 
Wahrnehmung der Arbeitnehmerinteressen, welche 
nicht selten diametral zu denen des Arbeitgebers 
verlaufen, zu gewährleisten. Eine reale Abgrenzung 
zwischen der gesetzlich verbotenen Benach-
teiligung bzw. Begünstigung existiert hingegen 
bisher nicht. Rechte und Grenzen der Handlungs-
möglichkeiten von Arbeitgebern und Betriebs
verfassungsorganen werden untersucht und eine 
Richtlinie für legales Handeln ‑ nicht nur anhand 
der Untersuchungen zahlreicher betrieblicher 
Standardsituationen – äußerst praxisnah aufgezeigt. 

Vor dem Hintergrund betrieblichen Wandels zeigt 
die Autorin dazu einen abstrakten Lösungsansatz, 
um auch bei noch nicht von der Rechtspre-
chung geprüften Sachverhalten eine konkrete 
Abgrenzung zwischen erlaubten und verbotenen 
Handlungen von Arbeitgebern und Betriebsver-
fassungsorganen zu erreichen – eine Abgrenzung, 
welche angesichts der auch strafbewährten 
Folgen eines Verstoßes gegen § 78 Satz 2 BetrVG 
nicht zu unterschätzen ist. 

Das Werk ist Teil der Reihe Studien zum Arbeits-
recht, Band 14.

Die Rechtsstellung von Minderheitslisten im 
Betriebsrat: Eine Untersuchung im Hinblick 
auf innerorganisatorische Beschlüsse und 
Teilhaberechte

Von Ri auf Probe Dr. Lina Voss, 2015, 286 S., 
broschiert, ISBN 978-3-8487-2411-6, 75 Euro

Die Arbeit befasst sich mit den internen Konflikten 
zwischen den bei der Betriebsratswahl gebildeten 
gewerkschaftlichen Mehrheits- und alterna-
tiven Minderheitslisten. Durch organisatorische 
Kniffe ist es der Mehrheitsliste bisher möglich, 
die Minderheitslistenmitglieder von Teilen der 
Betriebsratsarbeit praktisch auszuschließen. Die 
Rechtsprechung begegnet dem allein mit der 
Rechtsmissbrauchsgrenze. Doch wie weit darf 
die Mehrheitsherrschaft bei internen Betriebs-
ratsbeschlüssen gehen? Es werden verschiedene 
Anhaltspunkte für eine neue Bewertung der 
Rechtsstellung der Minderheitslisten, insbeson-
dere eine mögliche Koalitionseigenschaft, unter-
sucht. Als Konsequenz formuliert die Arbeit einen 
Mindeststandard des Minderheitenschutzes, der 
die Arbeitsfähigkeit der Minderheitslisten gewähr-
leistet. Für problematische organisatorische 
Konstellationen wie die interne Verteilung von 
Arbeitsmitteln oder die Festlegung von Ausschuss-
größen werden praktische Lösungen aufgezeigt.

Das Werk ist Teil der Reihe Studien zum Arbeits-
recht, Band 12.

Unternehmensmitbestimmung in kommu-
nalen Kapitalgesellschaften: Eine Untersu-
chung des Spannungsverhältnisses zwischen 
dem Demokratieprinzip des Grundgesetzes 
und der Unternehmensmitbestimmung

Von Lasse Pütz, 2015, 325 S., broschiert, 
ISBN 978-3-8487-2204-4, 85 Euro

Treffen die Unternehmensmitbestimmung und der 
in ihr enthaltene Gedanke der Demokratisierung 
der Wirtschaft sowie das staatliche Demokra-
tieprinzip in kommunalen Kapitalgesellschaften 
aufeinander, vermischen sich die Argumente für 
bzw. gegen die Unternehmensmitbestimmung mit 
denen für ein bestimmtes Verständnis von staat-
licher Demokratie. In kommunalen Kapitalgesell-
schaften stoßen mit dem Arbeitsrecht, dem Gesell-
schaftsrecht und dem öffentlichen Recht aber auch 
verschiedene Rechtsgebiete zusammen, die nicht 
immer die gleichen Ziele verfolgen, wodurch zahl-
reiche Spannungen entstehen. Die nachfolgende 
Studie beleuchtet diese Spannungen und zeigt 
praxisnahe Lösungsansätze auf. Hierfür geht die 
Untersuchung nicht allein der Bedeutung des 
Begriffs der Demokratie nach dem Grundgesetz 
nach, sondern befasst sich auch mit der Frage, wie 
der schillernde Begriff Demokratie in der pluralen 
Gesellschaft des 21. Jahrhunderts gelebt werden 
kann oder sogar muss.

Das Werk ist Teil der Reihe Schriften der Hans-
Böckler-Stiftung, Band 83. 

Verwaltung und Europarecht – Europäische 
Politiken für die Verwaltung

Reihe Wissen für Führungskräfte

von Kese/Müller, 2016, 128 Seiten, karto-
niert, 29,80 Euro, ISBN 978-3-8293-1160-1, 
Kommunal- und Schul-Verlag Wiesbaden

Das Buch aus der Reihe „Wissen für Führungs-
kräfte“ stellt den Europäisierungsprozess mit 
seinen Auswirkungen auf das nationale Rechtssy-
stem und seinem gesellschaftspolitischen Einfluss 
auf die Kommunal- und Landes-/Bundesebene dar.

Führungskräfte im öffentlichen Sektor müssen den 
immer stärker werdenden Europäisierungspro-
zess mit seinen Auswirkungen auf das nationale 
Rechtssystem und seinem gesellschaftspoli-
tischen Einfluss auf die Kommunal- und Landes-/
Bundesebene erkennen können. Nur so können 
sie angemessene Umsetzungsstrategien entwi-

„BWL für Praktiker“ – Betriebswirtschaft 
verstehen und anwenden

Beck professionell, Doreen Ludwig, 
Verlag C.H. BECK

2016,  362 Seiten, kartoniert, 24,90 Euro, 
ISBN 978-3-406-69048-8

Auf verständliche Art und Weise zeigt dieser 
Ratgeber, wie BWL funktioniert und umgesetzt 
wird. Zahlreiche Checklisten, Praxisbeispiele 
und Beispielrechnungen helfen, die betriebswirt-
schaftlichen Zusammenhänge zu verstehen. Und 
dabei gilt: Best Practice statt Lehrbuch. Emotional 
statt trocken.

In Deutschland gibt es rund 3,7 Mio. Unternehmen 
und 2,3 Mio. davon sind Einzelunternehmer – die 
häufigste Rechtsform in Deutschland. Die wirt-
schaftliche Kraft in Deutschland geht also von den 
KMU, den kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen, aus. Und oft sitzen in der Leitungs- und 
Führungsebene Unternehmer, Geschäftsführer, 
Führungskräfte, die zwar hervorragend qualifiziert 
sind, aber tatsächlich nie ein betriebswirtschaft-
liches Studium absolviert haben. Diese Zielgruppe 
wird hier an die Hand genommen – damit sie auch 
in Zukunft tagtäglich ihr Unternehmen mit Erfolg 
und Genauigkeit führen können. Denn das Leben 
eines Unternehmers ist spannend.

ckelt. Dabei müssen vor allem die Unterschiede 
in den Zielsetzungen der nationalen „Wirtschafts-
verfassung“ und den verfassungsähnlichen 
Primärregelungen der EU-Verträge verinnerlicht 
werden. Das Buch zeigt die Verschränkungen 
der Rechtsrahmen deutschen und europäischen 
Wirtschafts(verfassungs)rechts mit den damit 
einhergehenden ökonomischen Modellen, Lehren 
und wirtschaftspolitischen Zusammenhängen auf. 
Zudem werden die Einwirkungsmöglichkeiten des 
europäischen Wirtschaftsprimärrechts mit seinem 
auf ihm basierenden speziellen Sekundärrecht 
auf die Gebietskörperschaften dargestellt, so 
dass in der Praxis angemessene Rückwirkungs-
alternativen entwickelt werden können. Auch die 
Vollzugsarten des europäischen Wirtschaftsrechts 
und die damit einhergehenden Vollzugsverpflich-
tungen werden berücksichtigt.
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